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Bericht des Ausschusses für Schulen, Kultur und Sport
betreffend das Gesetz über die äußere Organisation der öffentlichen Pflichtschulen und

der öffentlichen Schülerheime (0. ö. Pflichtschulorganisationsgesetz).

(L - 246/2 - XIX)

Das Bundesverfassungsgesetz vom 18. JuH 1962,
BGBL Nr. 215, mit dem das Bundes-Verfassungs_
gesetz inder Fassung von 1929 hinsichtlich d'es Schul-
wesens abgeändert wird, hat die Kompetenzvertei

w

lung zwischen Bund und Ländern auf d€m Gebiete
des Schulwesens auf eine- neUe verfassungsrechUiche
Grundlage gestellt. Gemäß Art. 14 Abs. 3 lit. bund c
des 'genannten Hund.€sver{assungs:gesetzes 1st -Bun-
dessache' die Gesetzgebung über die Grundsätze,
Landessache di-e ErIassung Von Ausführungsgesetzen
und die Vollz'iehung in den Angelegenheiten der
äußeren Organisation (Aufbau, Organ~sations_'
formen, Errichtung, Brhaltung, AufIassung, Sprengel,
KlassenSchülerzahlen und Unterrichtszeitj der öffent-
lichen Pflichtschulen sowie .der öffenUkhen Schüler-
heime, die ausschließlich oder vorwiegend für
S.chüler VOn Pflichtschulen: besVimmrt s-ind.

Auf der Grundlage des eingangs zitierten Bundes~
verfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 21511962, hat der
Bund das Schulorganis.ationsgesetz, 13GBI. Nr. 2421
1962, und d·as Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzge,setz
in der Fassung deI' PfJ.ichtschulerhaItungs_Grundsatz~
gesetz-Novelle 1963, 13GBI. Nr. 87, erlassen. Außer-
:dem hat der Bund im § 2 b des Religionsunterrichts_
gesetz'es ,in der ifa'ssung der Rehgionsunter,richts~
gesetz-NoveHe 1962, BGBI. Nr. 243, eine Grundsatz_

- 'bestimmung 'betreffend Anbringun'g 'ein-es KreUzes
in den Klassenräumen erlass,en .. Diese Grundsatz_
bestimmung ist eine Angele-genheit der äußeren Or-
ganisation der öffentlichen Pflichtschulen, und ZWar

, der Erhaltung dieser. Schulen. Schließlich bat der .,
Bund ,im § 27 Abs. 3 des Landeslehrer-Dienstrechts_
überleitungsgesetzes 1962, 'BGBl. Nr. 245, auf Grund
des Art. 14 Ats. 2 zweiter Satz des Bundesverfas_ ,
sungsgesetzes BGBI. NL 215/1962 die Landesgesetz_
g
ebun

9 ermächtigt, eine Regelung betrelfend'Natu_
ralwohnungen zu treffen.

., -
4. Bestimmungen auf Grund des § 27 Abs. 3. des

Landeslehrer - Dienstrechtsüberleitungsge,setzes
1962, BGBL NI. 245.

Da es sich bei aUen diesen Ang,ele-genhe"iten mit'
Ausnahm>e der Z. 4 um Angeleog'enheiten der äußeren
Organisation der öffentlichen Pflichtschulen und deT
öffentHchen Schülerheime hand-e'lt, 'ist es aus Gründen
der- Rechts- und Verwa1tungSVereinfaC"hung zweck-
mäßig, die diesbezüglich zu erlassenden. Ausfüh-
rungsgesetze 'bzw. AUSführungsheSNmmungen in
einem Landesgesetzzusammenzu.fassen; es ist dies
das vorliegende O. ö. Pflichtschulorganisations_gesetz.

Imeinrze.Jnen wird zu den Bestimmungen dieses
Gesetzes folg~ndes bemerkt: .

§ 1 umSChreibt den InhaH ·d€T:Begriffe "öffentliche
PfIichtschulen" und' "öffentliche- Schülerhejme" im
Sinne des § 1 der PflichtschuIerbaltungs_Grundsatz_
geselz-NoveUe 1963. '

§ 2 besägt, wer gesetzlicher SchuleIbalter der ein-
zelnen Schulgattungen d€r öffentlichen Pflichlschulen
bzw. gesetzlicher Heimerhalter eines öffentlichen
Schülerheirnes ist und iegelr die' grundsätzlichen
PfHchten dieser gesetzlichen Schul-· 'bzw. Heim_
erhalter. Neu'zu reg'e1n war, Wer gesetzlicher Schul-.
erhalter der polytechnischen Lehrgänge ist. Es soU
d'ies die Schulsitzgem-einde sein, weil· die polytech~
nischen Lehr,gänge in der Regel in organisatorischem
Zus,ammenhang mH- einer Volks- ode,r HauptSchUle'
errichtet werden; ge'setzIicher Schulerhalter der
Volks- und Hauptschulen ist gleichfalls die Schul,sitzgemeinde.

Gemäß § 2 Abs. 1 ist Schulerhalt€r einer Sonder_
sch'U~e, deren SChulsprengel über: den polHischen _
Bezi'rk hinausgeht, das Land, WennJ mit der Sonder~

. sCQ,ule e'in Schülerheim im organisatorischen Zu~
sammenhang steht. 'Diese ,Voraussetzung, ist jedoch
nicht erfüllt, Wenn ein Schü'lerheini' Vorhand'en ist,
das seIhständig, also nicht 'im organisatoriSchen Zu-
sammenhang mü der ,Sonderschule besteht. In wessen
Trägerschaft-das Schülerheiml steht, j'st für die Be-
stimmung, 'd'€'s gesetZlichen Schulerhalters jedoch
njrhfr VOn Be·deutung. .

Im Hinblick auf' die vorstehenden AUSführungen
sind daher vom 'Landesgesetzgeber folgende Maß-
na:hmen zu treffen:

I. eine Novelliemng des o. ö.Fflichlschulerhaltungs_
gesetzes, LGB1. Nr. 10/1959, in AUSfÜhrung der
Pflichtschulerhaltti.ngs - Grundsatzge'Setz _NoveII-e196.1, . ., .

2. ein Ausführung'sgesetz 'zu. den 'betreffenden Be-
stimmungen des Schulorganisabonsgesetzes,
BGB!. NI. 242/1962,

. 3. AUSführungSbestimmungen zu § 2 b des Reli-
gionsunterrichtsgesetzes in' der Fassung der Re-
Iigionsup.terrich tg,gesetz-Novel~e t 962,

§ 3 entspricht der Bestimmung des § 14 des Grund-
satzgesetzes sowie im wesentlIchen der bisherigenRegelung. ,

§ 4 Abs. 1 enispricbt § 15 des Grundsatzgesetzes.
DeT Instanzenzug muß'te besonders angeführt wer-
den,_ da hinsichtlich der Berufung gegen einen Be-
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sche'id einer Gemeindebehörde Unklarheiten be-
standen.

scheidung über die Organisationsform gilt das, oben
Gesagte sinngem,äßI,

Die §§ 21 bis 24 entsprechen den §§ 48 bis 51 des
Schulorganisationsgesetzes. Auch hier wird die Lan-
desI,e-gierung über die Organisationsform zu ent-
scheiden haben.

Im § 25 wird der Begriff der ;,Erriditung" definiert.
Unter "Errichtung" e'iner Sd1ule ist nur der Rechts-akt
ihrer Gründung und die Fe·stsetzung ihrer örtlichen
Lage, nicht aber 'im Sinne des allgemeinen Sprach-
gebrauches das Bauen eines Schulgebäudes zu ver-
stlehen. Voraussetzung für die Errichtung von Pflicht-
schulen ist das Vorhandensein einer bestimmten An~
zahl von Schulpflichtig'en und die Zumutbarkeit des
Schulwe,ges.

Die §§ 5 bis 8 führen die in den §§ 11 bis 14 des
SchulorganisaNonsges-etzes enthaltenen' Grundsätze'
über den Aufbau, die Organisationsformen, d'ie
Lehrer und die Klassenschülerz,ahl der Volksschulen
aus. Die- Festlegung der Org'anisations,form erfolgt
durch die Landesregierung. Hiebei sind - so wie
im Grundsatzgesetz vorgesehen' - der gesetz-
liche Schulerhalter, der Bezirksschulrat' (Kollegium)
und der LLandesschulrat (Kollegium) zu hören.

§ 33 bestimmt, daß gemäß dem Grundsatzgesetz
(~ 11) die Errichtung einer öHentlichen Pllichtschule
der 'Bewilligung der Land'esr-egierung bedarf.

Die §§ 9 bis 12 führen die in den §§ 18 bis 21 des
Schulorganis,ationsg€'S'etzes aufgestellten Grundsätze
hinsichtlkh -des Aufbaues, der Or-ganisationsformen,
der Lehrer 'und der Klassenschülerzahl der Haupt~
s{:hulen aus. Auch hier erfolgt die Festsetzung' der
Org.anisatrionsform - ein~ oder zweizügige- Haupt~
schule, Trennung d-er Schule nach Geschlechtern -
durch die Landesregierung, wobei wiederum - so
wie im Grundsatz.gesetz vorgesehen - der ges'etz-
liehe Schulerhalter, der Bezirksschulrat (Kol1<ig'ium)
und der Landesschulrat (Kollegium) zu hören sind.

§ 26 behandelt die Errichtung öffentlicher Volks-
schulen, Die Formulierung "hat zu bestehen",
schließt die Errichtung und die Erhaltung in sich und
verpflichtet den Schulerhalter, die Schule solange
nicht aufzulassen, als die Voraussetzungen für das
Bestehen gegeben sind. Ferne.r geht aus dieser For-
mulierung hervor, daß zwar bei Vorliegen der ge~
setz lichen Voraussetzungen eine Schule errichtet
werden muß, daß es aber nicht ausgeschlossen ist,
daß in besonders gelagerten Fällen eine Schule er~
richtet werden kann, auch wenn die gesetzliche
Schülerzahl nicht voll erreicht ist.

Die bisherige Mindestschülerzahl von 40' schul-
pflichtigen Kindern als Voraussetzung für die Er-
richtung einer Volksschule ist auf 120 deshalb er-
höht worden, da ein- oder zW€liklassige Volksschulen
nicht mehr errichtet werden; ahgesehen davon, daß
ein beinahe lückenloses Netz von Volksschulen be-
reits vorhanden ist.

Die §§ 13 bis 16 führen die grundsatzgesetzlichen
Bestimmungen über die äußer'e Org-anisation der
öffentlichen Sonderschulen, und zwar der §§ 24 bis 27
des Schulorganis-ationsgeset'zes aus. Auch hier hat
durch die Landesre'gierung nach Anhören des gesetz-
lichen Schulerhalters und der zuständigen Schulbe-
hörden des,Bundes die Organisationsform festgesetzt
zu werden.

Bezüglich der Organisationsformen der Sonder~
schulen ist in den Erläuternden Bemerkungen zum
Grundsatzgesetz (Regierungsvorlage zum Bundes-
gesetz über die Schulorganisation - 733 der Bei-
lagen zu den stenographischen Protokollen des Na-
tionalrates, IX. GF,) folgendes ausgeführt:

"Nach 1920und besonders seit 1945 setzte aus
pädagogischen Gründen eine weitgehende Dif-
ferenzierung der Sonder schultypen ein. Die
Schulen' für gehörgeschädigte Kinder wurden in
Taubstummenanstalten, SchwerhörigensdlUlen
und Sonderschulen für sprachgestörte Kinder
aufgegliedert. Die Schulen für sehbehinderte
Kinder wurden in Blindenanstalten und Sonder-
schulen für sehgestörte Kinder unterteilt. Die
Sonderschulen für schwachbefähigte Kinder
werden je nach dem Grad der intellektuellen
Behinderung der Schüler als Allgemeine Sonder-
schulen (früher Hilfsschule oder Sonderschule
für schwachbefähigte Kinder) oder als Sonder-
schule für schwerstbehinderte Kinder geführt."

Im § 27 ist die bisherige Mindestschülerzahl von
120 auf 140 erhöht worden-. im Hinblkk darauf, daß
ab 1. September 1968 die Klassenschülerhöchstzahl
von 36 nicht überschritten werden darf, ist diese
Erhöhung auf 140 Schüler gerechtfertigt.

§ 28 ist im wesentlichen unverändert geblieben;
nur di,e Mindes,tschülerzahl für die Errichtung einer
Sonderschulklasse i,st von 17 auf 15 herabgesetzt
worden.

§ 2Q verlangt für die Errichtung polytechnischer
Lehrgänge als selbständi'ge Schulen das Vorhanden~
se.in von minde,stens 120 Schülern, für d,ie Errichtung
polytechuriseher Lehrgänge, die in organisatoris.chem
Zusammenhang mit einer Volks- oder Hauptschule,
einer Son.devschule oder eineT gewerblichen oder
kaufmännischen Berufsschule erricht'E:,twerden, das
Vorhandense-in von mindestens 20 Sdlülern.

Die §§ 17 bis 20 beziehen sich auf die §§ 30 bis 33
des Grundsatz.gesetzes. Auch hier wird entsprechend
die'ser grundsatzgesetzlichen Bestimmungen Aufbau,
Organisationsformeu, Lehr'er und die Klassenschüler-
zahl ger,eg'elt. Es ist vorge'seihen, daß bei Vorhanden-
sein von wenigstens 4 Klassen der polyt,echnische
Lehrgang ,als selbständige Schule zu führen 'ist, Poly~
technisdl-e Lehrgangsklassen sind für Knaben und
Mädchen getrennt zu führen, wenn wenigstens je
1e Schüler vorhanden sind. Hinsichtlich der Ent-

§ 30 entspricht im wesentlichen den bisherigen Be-
stimmung-eu und führt § 5 des Grundsatzgesetzes aus.

§ 31.definiert den Begriff "Expositurklassen" .'

§ 32 stützt sich auf § 6 des Grundsatzgesetzes.

I
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Die §§ 34 und 35 behandeln die Teilung und Auf-
lassung einer öffentlichen Ptlid:ltschule. Auch hier
ist analog der Errichtung'sbewil1igung eine Teilungs-
'bzw. Auflassungsbewilligung. der Landesregierung
vorgesehen. Die Bewilligung der Landesregie-rung
be'i Aufl.assung einer öffentlichen Pflicht'schule stützt
sich auf. § 11 des Grundsatzge'setzes; die Bewilligung
der Landesregie,rung hei Teilung einer öffentlichen
Pflichtsctiule war besonders· 'festzulegen, da die
Teilung einer Schule der 'Errichtung einer zweiten
Schule gleichkommt.

Die §§ 36 bis 41 behandeln die Schulsprengel der
öffentlichen Pflichtschulen. Diese' Bestimmungen er-
folgen in Ausführung des § 13des Grundsatzgesetzes.
Die Festsetzung der Sprengel jener Sonde-rschule,
für die das ,Land gesetzlicher Schulerhalter ist, und
der Sprengel für die 'gewerblichen und kaufmänni-
schen Berufsschulen enfülgt durch Verordnung der
Landesregierung. Alle anderen Spreng'el sind durch
Verordnung der Bezirksverwaltungsbehörde festzu-
s'etzen.

§ 42 bestimmt, daß diejenigen Schulpflichtigen, die
im Schulsprengel, wenn auch nur zum Zwecke des
Schul'besuches wohnen, Spr'engelangehörige sind.
Diese SchulpflichHgen haben einen Rechtsanspruch,
in die für sie' in Betr·acht kommende Schule aufge-
nommen zu werden. Bei den gewerblichen und kauf-
männischen Lehrlingen ist hier jedoch nicht deT
Wohnort, sondern der :Betriebsstandort maß'gebend.
Den Schulpflichtigen sind di,e Personen gleichzu~
halten, die 'ZumBesum einer PfliChtschule berechtigt
sind; und zwar sind dies Kinder, die sich in Ostler-
reich vorübergehend auf.halten. Außerdem sind
Schüler, die nach Erfüllung der ersten amt Jahre
der allgemeinen SchulpHicht das Lehrz'iel der Volks-,
Haupt- oder Sonderschule nicht erreicht haben, be~
rechtigt, 'ihre allgemeine, Schulpflicht im 9. Schuljahr
durch den Weiterhesuch der Volks-, Haupt~ oder
SOl1derschule an Stelle des Besuches, des polytech-
nischen Lehrganges zu erfüllen.

Auß'erdem kommt noch de,r Weiterbesuch der
Schule in eil)~m fr'eiwilli'gen 10. Schuljahr_in Betracht.
Diese Schüler, die ihre allgemeine SchulpHicht im
9. Schuljahr durch den WeHe-rbesuch einer :Volks-,
Haupt- oder Sonderschule erfüllt haberu, ohne da-
durch das Lehrziel der betreffenden Schulart erreicht
zu. haben, -sind ber,echUgt" in dem der Beendigung
ihrer allgemeinen Schulpflicht unmittelbar folgenden
Schuljahr die Volks-, Haupt- oder Sonderschule
weiter zu besuch'en. Schließ;lichs.indSchüler, die·nach
Erfüllung ihrer allgemeinen Schulpflicht den poly-
technischen·Lehrgang' noch nicht besucht haben, ohne
Rücksicht darauf, ob sie das 'Lehrziel der Volks-,
Haupt- oder Sonderschule erreicht haben, berechtigt,
den polytechnischen Lehrgang in dem. '<ler Beendi-
gung ih~er allgemeinen Schulpflicht unmittelbar
folgenden Schuljdhr zu besuchen.

,
.<
:'

1\

§ 43 führt § 13 Abs. 6 zweiler Satz des Grundsatz-
gesetzes aus. Grundsätzlich ist die Aufnahme spren-
gelfremder Kinde'r zulässig. Der gesetzlich.e Schul-
erhalter der um die Aufnahme eTsuchten Schule kann

.jedoch die Aufnahme verweig'ern. DiBEntscheidung
liegt im Ermessen des SdlUleThalters, weü gemäß

§ 42 Abs. 2 niemand Anspruch auf die Aufnahme in
e-ine sprengelfr.emde· Schule· hat. Zur KlarsteIlung
wurde die B-es.timmung aufgenommen, daß die Schul-
sitzgemeinde jener Schule, deren 'Schulsprengel der
Schulpflichtige angehört, ParteisteIlung hat'. Zu den
nicht schulpflichtigen' Personen, die in Bine gewe-rb-
liche oder kaufmännische Berufssmule' aufgenommen
wer'denkönnen, gehören z. B. Ange·stellte von Unter-
nehmungen, die nicht der Gewerbeordnung· unter~
liegen, sowie Lehrlinge', die nach Erfüllung ihrer Be-
rufsschulpflicht bis zur Gesellenprüfung freiwillig am
Berufsschulunterricht teHnehmen.

fm § 44 wird in Anlehnung an § 10 des Grundsatz-
g'esetzes -gesagt, was unter "Erhailtung" zu verstehen
ist. "Erhaltung" he'ißt vor allem "Bereitstellung"
des Schulgebäudes. Unter ,;Bereitstellung " ist in
erster Linie das Bauen, darübeT hinaus. aber jede
Beschaffun'g (Kauf, Miete usw.) und Zurverfügung-
st,elluug' eines Schulgebäudes zu verstehen. Unt~r
den "sonstigen Sachaufwand" fallen die Kosten für
die Anschaffung der Amtserfordernisse der Schule,
wie Vorschriftensammlungeu, Formula're für Zeug-
nisse und Amtsschriftell', Bücher für die Lehrer- und
SchülerbibliothBk, Postgebühren usw.

Die §§ 45 und 46 bringen eine demonstrative Auf-
zählung der Kosten .für den Bau- und EinrichtlUngs-
aufwand sowie der Kosten für den Jaufenden Schul-
erhaltung,saufwand. Zu den Kosten der Bereitst€l~
lung der 'Lehrmittel gehören auch die Unterrichts-
filmbeiträge.

Die §§ 47 und 48 behandeln die laufenden Schul-
elhal~ungs'beüräge und die Schulerhaltungsbeiträge
für öffentliche Ber,ufsschulen. Danach· hat jede Ge-
meinde, die' mit ihr,em Gebiet ganz o-der teilweise
zu einem Schulsprengel einer öffentlichen Volks--,
Haupt- oder Sonde:rschule oder eines polytechnischen
Lehrganges gehört, an den gesetzlichen Schulerhalter
Beiträge zum l'aufenden, Schu'lerhaitung'saufwand auf
Grund einer zmher,echruenderuKopfquote zu leisten.
Maßgebend 'ist, daß die Schüler in den bet"effen-d-en
Gemeinden wohnen und die in Betracht kommende
Schule- besuchen. Es war jedoch insofe-rfi eine Aus-
nahme vorzusehen, als z. B. bei Landessonderschulen
für ·die Berechnung der Kopfquote nicht der Aufent-
halt am Schulort, 'sondern der bisherig'€' Wohnsitz der
Schüler maßgebend ist, sofern die Gemeinde des bis-
herigen Wohnsitzes zum Schulsprengel gehört. Wäre
d,jes!€'Reg·e'lung nicht getroffen, so würde dies eine
untr.agbare finanzielle Härte für die Schulsitzge-
meinde bedeuten.

Eine Vere.in.fachung hinsichtlich der Vorschreibung
der SchuleThaltungsbeiträgeergibt sich dadurch, daß
nunmehr die Zahlungsaufforderung des gesetzlichen
Schulerhallers die Zahlungspflicht begründen soll,
sofern d:ayegen kein Einspruch erhoben wird:. Da-
durch wird eine. bedeutende Ve'rwaHungsvere'in-
tach.ung €Heicht werden, da nur mehr in strittigen
Fällen Bescheide zu erlassenr sein werden. Die- Re-
gelung hinsichtlich der anteilmäßigen Beiträge für
öffentliche Berufsschulen .ist die -gleiche wie sie
bereits bestanden hat. Aus dieser Reg'elung ergibt
sich" daß sowohl durch Z'ahlungsauffordBrung wie
durch Bescheid die Beiträge für das jeweils abge-
laufene Kalenderjahr vorgeschrieben werden.

~..
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Die im § 49 behandelte Regelung' der Gastscbul-
beiträge ist im wesent1~chen die gleiche wie bish~r.

Neu ist die Bestimmung, daß di·e Uberwälzung
'von Gastschulbeiträgell' auf die Eltern von Schülern
unzulässig ist. Diese Maßnahme ist insofern not-
wendig, als btsher ,in e"iI1;igen:Fällen sich die Eltern
gegenüber der Wohnortgemeinde verpflichteten, an
Stelle dieser Gemeinde an die Schullsitzgemeinde
einen Gastschulbeitrag zu zahlen, sofeTll die Wohn-
ortgemeind,e einwilligt, daß das Kinfl dieser Eltern
die Schule in einem fremden Sch:ulsprengel besuchen
darf. I-Iiedurch war den zuständigen" Behördenl jede
Möglichkeit der Dberprüfung entzogen, ob eine
solche Maßnahme auch im Interesse des Kindes ge-
rechtfertigt ist. Fe-rner v,erstößt die'se Vo·rgangs-
weise gegen das Prinzip der Unentg'eltlichkeH des
Unterrichtes.

Neu ist weiters der Abs, 3, wonach eine Beteili-
gung einer Gebie·tskörpe-rschaft 'auch dann vorliegt,

·wenn die betreffende Gebietskörperschaft ein Schüler-
heim im Gebiet einer anderen Gebietskörperschaft
unterhält und die Kinde-r eines solchen Heimes die
örtliche Pflichtschule -'besuchen. Der Verfassungs-
gerichtshof hat mit Erkenntnis vom 16. Dezember
1960, G 8160 (Slg. 3861), dell' § 25 Abs, 3 des 0, Ö.
Pflichtschulerhaltuugsgesetzes als ver,fassung-sw1idrig
aufgehoben. In der Begründung dieses Erkenntnisses
wurde u. a. aus.g'eführt, daß de-r Begriff der BeteHi-
gung einer -Gebietskörp.e-rschaft an einer öffentlichen
Pflichtschule vor,aussetzt, d'aß die Gebietskörper-
schaft eine--Maßnahme- g·esetzt hat, zufolge welcher
es dazu kommt, daß Schüler, di·e ~ndem Gebiet der
betr'effenden Gebietskörperscha-ft ihren ordentlichen
Wohnsitz haben, eine öffentliche Ptlichtschule außer-
halb des Gebietes d,ies,er Gebietskörperschaft be-

. suchen. Die im Abs. 3 vorgesehene Regelung würde
daher nach dieser' Rechtsauffassung- dem Grundsatz-
gesetz entsprechen.

Die §§ 50 und 51 beinhalten im wesentlichen be-
reits geltendes Recht. Die Bestünmungen 'über die
Aufsicht werden jedoch auf die im Gesetz geregelten
Ang'ele-genheiten der Organisation ~der öffentlichen
~flichtschulen ausgedehnl

§ 52 enthält Bestimmungen, die zum Teil bereits
in Geltung steben'. Abs. 4 ,führt § 2 lit b der Reli-
gionsunterrichtsgesetz-NoveUe 19-62 a'u~. Im übrigen
ist ,dies'e'Be·stimmung nicht neu, da sie' 'bereits im § 8
Abs. 1 lit, ader Schul'bau- und '-einrichtungsverord-
nung enthalten ist. Abs. 5 gründet sich auf § 7 Abs. 2
zweiter Satz des Grundsatz-ges,etzes.

§ 53 enthält bereits bis~er geltende Bestimmungen.

§ 54 entspricht dem bisherigen § 29 des ' 0. Ö.

Pflichtschulerhal tung sgese tzes.

§ 55 Abs. 1 enthält eine Neuregelung, und zwar
d-ie_Bestimmung, daß' jedem Bauplan e-in von der
·Landesregierung durch Bescheid festzusetzendes
.Raumerfordernis zu Grunde zu legen ist. Angaben
über Zahl und Ausmaß der Räume', die in einem
Schulgebäude erforderlich sind, bilden nicht nur die
Grundlage bei Wettbewerbsausschreihungen und
füi· die Erstellung des 'Bauplanes, sond:rn solche An-..

gabi?n sind auch von weitre·ichendel1' .fin'!-nzieUen
Auswirkungen. Es ist daher notwendig',.daßhiier die
Landesr,eg-ierung eine Entscheidvng trifft. Ein Raum-
erfordernis für" ein hestimmtes Bauvorhaben kann
z. B. vom Bezirksschulrat oder vom Landesschulrat
der Landesregierung vorgescMag·en werden. Ein
solches Ramne-rforde'rnis kann aber 'auch von der
Landesregierung.- selbst erstellt werden. In jedem
Fall wird }edoch nach Anhören des Lande'sschul-
[,ates durch Besche'id der Landesregierung' das Raum-
e.rfordernis endgültig festgesetzt werden. Die Abs. 2,
3 und- 4 beinhalten im wesentlichen bereits in Gel-
tung<stehende Bestimmungen. Neu ist insbesondere
die-Bestimmung, daß die Baupläne nicht nur den Bau-
und Einrichtungsvorschriften, sondern auch dem
Raumerfordernis entspre'chen· müssen.

§ 56 stützt sich auf § 12 Abs, 3 bis 5 des Grund-
satzges-etzes und enthält im wesentlichen beIeits
geltende,s Recht

Der im § 51 festgelegte Grundsatz der Konzen-
tration des Verfahrens entspricht im wesentlichen
bereits geltenden Bestimmungen.

Im § 58 war im Abs. 3 eine' bereits geltende Uber-
gangsbestimmung zu übe-rnehmen, während im
Abs. 2 im Hinblick auf dile E[ihöhrung der Schüler-
zahl eine neue übergangsbestimmung zu treffen
war. Di;€' Be,stimmungdes Abs. 1" wonaCh für di'e
Zeit vom I. Jänner 1965 bis 31. August 1968 an die

. SteHe der KlassenJschülerhöchstzahl 36 die Klassen-
schülerhöchstzalil 40 trdtt, stützt sich auf A.rt. I des
Budg-etsanierungsgesetzes, BOBL NL 83/1963.

'"Im § 59 ist das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

Der Ausschuß für Schulen. Kultur und Spor,t be-
antragt:
I. der Hohe Landtag möge das beigefügte' Gesetz

über die äußere Organisation der öffentlichen
Pflichtschulen ~nd der öffentliChen Schülerheime
(0. ö. PflichtschulorganisaÜonsgesetzj beschlleßen;

2. der Hohe Landtag möge nachstehende Resolu~
lion beschließen:

A. Die o. ö. Landesregierung wird ersucht. den
Gemeinden als gesetzlichen Schulerhaltern
nahezulegen. in allen die Errichtung. Erhal:-
tURg und Auflassung der öffentlichen Pflicht-
schulen betreffenden wesentlichen Angelegen~
heiten. die vom Gemeinderat oder einem hie-
für ~ingesetzten Ausschuß behandelt werden,
im Sinne der einschlägigen Bestimmungen der
Gemeindeordnung den- Beratungen jeweils
Fachleute aus den dem Pflichtschulwesep. ver-
bundenen Kreisen beizuziehen. Ferner soll
auch den zur Entrichtung von Schulerhaltungs-
beiträgen verpflichteten eingeschulten Ge-
meinden in., gleicher Weise Gelegenheit ge-
geben werden, ihre Interessen _der schuler-
haltenden Gemeinde nahezubringen. Als Farn-
leute im oben angeführten Sinne kommen
insbesondere in Frage· die Vertreter der'
Kirchen und ReligionsgeseUsdtaiten. de;nen

(

I
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ein maßgeblicher Teil der Gemeindemitglieder
angehört, Vertreter (Schulleiter) der am Ort
befindlichen öffentlichen Pflichtschulen sowie
Vertreter der Elternschaft.

Im Interesse der gedeihlichen Zusammen-
arbeit zwischen der schulerhaltenden Ge-
meinde, den eingeschulten Gemeinden und.
d~nden Schulbetrieb repräse~tierenden Fak-
toren. erscheint dem Oberösterreichischen
Landtag eine derartige Regelung von außer-
ordentlicher Bedeutung.

B. Im Zeichen des Lehrermangels ist die Schaf-
fung der ent~prechenden Lehrerwohnungen
insbesondere für· die entlegenen Gebiete

Li n z, am 7. Juli 1965.

Rauch
'Obmann

, .

J
I
'I

, .

unseres Landes eine der wesentlichsten Vor-
aussetzungen für die Versorgung der Land-
'schulen mit den notwendigen Lehrkräften und
für' die Erhaltung der Leistungsfähigkeit
dieser/Schulen.

Im Zusammenhang mit der Vollziehung des
§ 53 des' vorliegenden Gesetzentwurfes wird
daher die Landesregierung ersucht, alles in
ihrem Bereich Mögliche zu tun, daß die Schul-
erhalter in die Lage versetzt werden, den
Schulleitern öffentlicher Pflichtschulen, aber
auch den Lehrern und dem Hilfspersonal fa-
miliengerechte und in der~ Mietzinsbildung
den Einkommensverhältnissen. angemessene
Wohnungen bereitzustellen.

Buchlnger
Berichterstatter

..~
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Gesetz

vom

über die äußere Organisation der öffentlichen Pilichtschulen und der öffentlichen Sdlülerheime
(0. ö. Pflichlsehulorganisationsgeselz).

Der o. Ö, rLandtag hat in Ausführung der Grund-
satzbestimmungen de's Pflichtsd1uler~alrtu~gs.Grund-
satzgesetzes, BGB!. Nr. 16311955, ionder Fassung der
Pllichtsehulerhal tung s-Grundsatzgese tz·Novelle 1963,
BGBl. NI. 87, des Schulorg'aruisationsgesetzes,
BOB!. Nr. 242/1962, in der Fassung des A'rt. I des
Budgetsarrierungs9"setzes 1963, BGB!. Nr. 83, und
des· § 2b des ReUgionsunterrichtsgesetzes,
'BGB!. Nr. 190/1949, iwder Fasoung der Religions-
unterrichtsgesetz-Novelle 1962, BOB!. Nr. 243, sowie
auf Grund der ErmächUg,.,ng des § 21 Abs. 3 des
Landeslehrer- Dienstrechtsüber leitungsgesetzes 1962,
BGB!. Nr. 245, beschlossen:

!. HAUPTSTUCK.

Allgemeine Bestimmungen.

§ I.
Uifentllche Pflich.tschulen und öifentllehe

Schülerheime.

(1) Olferutliche, Pllichtschulen im Sinne dieses Ge-
setzes sind die- vom' gesetzlichen Schulerha'lter er-
richteten und €Thaltenen Volks-, Haupt- und Sonder-
schulen, polytechnisChen Lehrgänge sowie gewerb-
lich~n und kaufmännischen Be'rufsschulen. Offent-
liehe Schülerheime im Sinne dieses Gesetzes sind die
vom gesetzlichen Heim'erhalter errichteten und e'f-
haltenen Schülerheime, die ausscMießlich oder vor-
wiegend für Schüler öffentlicher Pflichtschulen be-
stimmt sind.

(2) Von den Bestimmungen dies,es Gesetzes sind
ausgenommen öffentliche Dbungsschulen und öffent-
liche Ubungsschülerheime, die einer öffentlichen
Schule' zum Zwecke lehrplanmäßig vorgesehener
übungen ,eingegliedert sind, sowi'e öffent'liche
Sdlülerheime, diel ausschUeßHch oder vorwiegend
für Schüler solcher Ubungsschulen hestimmt sind.

§ 2.
Gesetzlicher Schulerha!ter und gesetzlleher

Heimerhalter.

(t) Gesetzlicher Schulerha'lter eliner öffentlichen
Volks-, Haupt- oder Sonderschule sowie eines öffent-
lichen polyt,edmischen Lehrg'anges ist die Gemeinde,
in.d€ren Gebiet die Schule ihren Sitz hfrt (Schulsitz-
gemeinde). Geht jedoch der Schulsprengel einer
öfferutlichen Sonderschule, mit der ein Schülerheim
im org·anisatorischen Zusammenhang steht, über
den politischen 'Be'zirk hinaus, so ist das Land gesetz-
lich'er Schulerhalter.

I
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(2) Gesetzlicher Schulerhal1er einer öffentlichen
g'ewerblichen oder kaufmännischen Berufsschule ist
das Land.

(3) Ges;etzHcher Heimerhalter eines öffentlichen
Schülerheime-s ist de'I -gesetzliche Schulerhalter jener
Schule, für deren Schüler das Schülerheim ausschließ-
lich cd'er vorwi~gend bes~immt ist.

(.) Die Errichtung, Erhaltung und Aufiassung der
öffentlichen PfHchtschulen I'bzw. der öffentlichen
Schülerheime und die Tragung der Kosten hiefür
obl1j1egt. unbeschadet· der in diesem Gesetz vorge-
sehenen IBeitragsle-istungen, dem 9·esetzlichen Schul-
erhalter bzw. dem gesetzlichen Heimerhalter.

(5) Die BeisteIlung der für die öllentlichen Pflicht-
schulen erforderlichen Lehrer obliegt dem Land. Die
BeisteUung der für d'i,e öffentlichen_Schülerheime er-
fordeTHchen Erzieher obliegt dem gesetzlichen He1im-
eThalter. Hiedurch we'fden Reg-elungen auf dem Ge-
biete -der Tragung des Personalaufwandes und be-
soldungsrechtlich-e Vorschriften nicht berührt.

§ 3.

Unentgeltlichkeit des Schulbesuches; Schülerheim~
beiträge.

(1) Der B~such der öffentlichen Pflichtschulen ist
für alle Schüler unentgeltlich.

(2) Für die in e'inem öffentlichen Schülerheim unter-
gebrachten Schüler kann vom gesetzlichen Heim-
erhalter für die Unterbringung, Verpfl.egung und Be-
treuung allg-emeinein angemessener, jedoch höch-
stens kostendeckenid'er HeHr-ag -eingehoben werden,
der in Pauschalsätzefil festzusetzen ist.

(8) Die Beiträg-e gemäß Abs. 2 sind von jenen Per-
sonen zu l'eisten, die für den Unterhalt des Schülers
aufzukommen haben. Bestehen- jedoch für Berufs-
schüler, die gewerbliche oder kaufmännische Lehr-
linge sind, hierüber besondere gesetzliche· Vor-
schriften oder 'ist hierüber im Lehr(KoHektiv)vertrag
etwas vere-inbart, so sind diese -Beiträg-e von- den
danach in Betracht kommenden Personen zu le-isten.
Die Beiträge sind privatrechtlicher Natur.

§ 4.

Verfahrensbestimmungen; Wirkungsbereich der
Gemeinden.

(1) In den behörd·lichen Verfahren, die sich in Voll-
ziehung dieses Gesetzes ergeben, kommt den g-esetz-
lichen SchulerhalteTll sowie den zu einem Schul-
sprengel gehörenden oder in sonstiger We1ise an
einer Schule beteiligten GebietskörpNschaften Par~
tei.stel'lunq im Sinne des Allgem'8'inen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes 1950 zu.

(2) Gegen den iBescheid einer Gem€lindebehörde ist
Berufung an d,ie Bezirksverwaltungsbehörde, gegen
den Bescheid einer BezirksV'erwaltung'sbehörde Be-
rufung and~e Landesre-gierung zulässig. Von der
Behörde einer Stadt mit eigenem Statut geht jedoch
der Instanzenzug zur Landesregierung.

,;....
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H. HAUPTSTUCK.

Aufbau. Organisationsform, "Lehrer
und K las 5 e n s c h Ü 1erz a h l_en d e,r ö i f e n t-

lichen Pflichtschulen;

a) V 0 I k s s c h u I e n.

§ 5.
Aufbau;

(t) Die Volksschule umfaßt acht Schulstufen. wo-
bei. - soweit die Schülerzahl dies. zuläßt - jeder
Schulstufe eine Klasse zu entsprechen hat.

(2) Bei' zu geringer Schülerzahl können mehrere
,Schulstufen in einer Klasse zusammengefaßt wer-

den. Solche Klassen sind in Abteilungen zu gliedern,
wobei eine Abteilung eine oder mehrere - in der
Regel aufeinanderfolgende ,...------Schulstufen zu um-.
fassen hat.

(3) Zum Zwecke der Durchführung von Sd1.ulver-
suchen (§ 7 des Schulorganisationsgesetzes, BGBL
Nr. 242/1962) können abweichend von den Bestim-
mungen der Abs. 1 und 2 auch Klassen und Abtei-
lungen eingerichtet werden, in denen verschieden-
altrige Schüler nadl" Begabung oder Interessen-
richtung zusammengefaßt werden. Die Anzahl
solcher Klassen ein?chließlich der Klassen, die der-
artige Abteilungen ·umfassen, darf fünf vom Hundert
der Anzahl der Klassen an öffentlichen Volksschulen
im Lande nicht übersteigen,'

§ 6,
Organisationsformeil.

(t) Volksschulen sind nach den örtlichen Erforder-
nissen als ein- bis achtklassige Volksschulen mit acht.
Schulstufen oder als vierklassige Volksschulen mit
den ersten vier Schulstufen, von denen jede einer
Klasse entspricht, zu führen, .

(,) An Volksschulen mit acht Schulsrufen kann di"
. Oberstufe auch als Ausbauvo!ksschule geführt
werden.

(3) Vierklassigen Volksschulen mit den ersten vier
Schulstufen~ von denen jede einer I5-lasse entsprich~,
können Oberstufenklassen angeschlossen werden.

(4) Wo e~ die Anzahl der Schüler zuläßt. sind die
Volksschulen und Volksschulklassen get~ennt' für
Knaben und Mädchen zu führen, wenn dadurch
keine Minderung der Org.anisationsform (Zusammen-
fassung mehrerer Schulstufen in einer Klasse) ein-
tritt und die Zumutbarkeit des Schulweges· sowie
eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Schüler"
auf die einzelnen Klassen der Schule gewährleistet
sind.

(5) Uber die Organisations form gemäß Abs. 1bis 4
entsmeidet nach den örtlichen Erfordernissen die
Landesregierung naCh Anhören des gesetzlichen
Schulerhalters. des Bezirksschulrates (Kollegium)
und des Landesschulrates (Kollegium). ...

§ 7.
Lehrer.

(t) Der Unterricht in den Volksschulklassen ist,
von einzelnen Gegenständen abgesehen, durch
Klassenlehrer zu erteilen.

I
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(2) Für jede Volksschule sind ein Leiter, für jede
Volksschulklasse ein Klassenlehrer und die erforder-
lichen Lehrer für e~nzelne Gegenstände zu bestellen.

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des Lehrer-
dienstrechtes, bei Religionslehrern auch. jene des
Religionsunterrichtsrechtes, nicht berührt.

§ 8.
Klassenschülerzahl.

Die Zahl der Schüler in einer Volksschulklasse soll
im allgemeinen dreißig betragen und darf sechsund-
dreißig nicht übersteigen. Bei der Teilung von
Klassen ist auf die Erreichung einer höheren Organi-
sationsform und auf eine möglichst gleichmäßige"
Verteilung der Schüler auf die einzelnen Klassen
der Schule Bedacht zu nehmen.

b) Hau p t s c h u 1e n.

§ 9.
Aufbau.

(1) Die Hauptschule umfaßt vier Schulstufen (5. bis
8. Schulstufe), wobei jeder Schulstufe eine Klasse
zu entsprechen hat.

(2) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 sind sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 10.
Organisationsformen.

(1) Hauptschulen sind je nach den örtlichen Er-
fordernissen zwei zügig oder einzügig zu führen.
Uber die Organisationsform entscheidet die Landes-
regierung nach Anhören des gesetzlichen Sdmler-
halters, des Bezirksschulrates (Kollegium) und des
Laudesschulrates (Kollegium).

(2) Eine Hauptschule ist zweizügig zu führen, wenn
unter Bedachtnahme auf die Schülerzahl die durrn-
gehende FÜhrung von zwei Klassenzügen in allen
vier Schulstufen der Hauptschule gesichert erscheint,
.wobei in besonders gelagerten Fällen beide Klassen-
züge in einer Klasse geführt werden können.

(3) Eine Hauptschule ist einzügig zu führen, wenn
die Führung von zwei Klassenzügen im Hinblick auf
die geringe Schülerzahl einen unzumutbar hohen
Aufwand des Schulerhalters mit sich bringen würde.

(4) Unter Bedachtnahme auf eine für die Schul-
führung erforderliche Mindestschülerzahl siIld
Hauptschulen und Hauptschulklassen für Knaben
und Mädchen getrennt zu führen. Ist die Schülerzahl
iür eine nach Geschlechtern getrennte Führung zu
gering, und zwar etwa auch aus dem Grunde einer
vorangegangenen oder gleichzeitigen Entscheidung
zur Führung der Hauptschule in zwei Klassenzügen
(Abs. 2), so hat die Landesregierung nad1 Anhören
des gesetzlichen Schulerhalters, des Bezirksschul-
rates (Kollegium) und des Landesschulrates (Kol-
legium) die für Knaben und Mädchen gemeinsame
Führung der Hauptschule oder Hauptschulklasse zu
verfügen.

§ I!.
Lehrer.

(1) Der Unterricht in den Hauptschulklassen ist
durch Fachlehrer zu erteilen.



(2) Für jede Hauptschule sind ein' Leiter und die
erforderlichen weiteren Lehrer zu bestellen.

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des Lehrer-
. dienstrechtes, bei Religionslehrern auch jene des
Religionsunterrichtsrechtes, nicht berührt.
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§ 12.
Klassenschülerzahl ..

Die Zahl der Schüler in einer Hauptschulklasse soll
im allgemeinen dreißig betragen und darf sechsund-
dreißig J.?ichtübersteigen.

c) S 0 n cl e r 5 C h u 1e n.

§ 13.

. Aufbau.

Die Sonderschule mufaßt acht ~chulstufen. Die
Einteilung in Klassen richtet sich nach dem Alter
und der Bildungsfähigkeit der Schülerj hiebei sind
die Vorschriften über den Aufbau der Volksschule
(§ 5) und der Ha'uptschule (§ 9) insoweit sinngemäß
anzuwenden, als dies die Aufgabe der Sonderschule
zuläßt. - .'

§ 14.

Organisationsformen.

(1) Sonderschulen sind je nach den örtlichen Er-
fordernissen selbständig oder als Sonderschul-"
klassen, die einer Volks- oder Hauptschule ange-
sCh~ossen sind, zu führen.

(2) Folgende Arten von Sondersmulen kommen
in Betracht:
a) Allgemeine Söndersdmle (für leistungsbehin-

derte oder lernschwad1e Kinder) i

b) Sonderschule für körperbehinderte Kinder;
c) Sonderschule für sprachgestörte Kinder;
cl) Sonderschule für schwerhörige Kinder;
e) Sonderschule für taubstumme Kinder (Taub-

stummeninstitut);
f) Sonderschule für sehgestörte Kinder;
g) Sonderschule für blinde Kinder (Blindeninstitut) ;
h) Sondererziehungsschule (für schwererziehbare

. Kinder);
i) Sonderschule für schwerstbehipderte Kinder;
j) Heilstättensonderschule (in Krankenanstalten

und ähnlichen Einrichtungen).
(3) Den im Abs. 2 angeführten Arten von Sonder-

schulen .können Klassen· für mehrfach' behinderte
Kinder angeschlossen werden. Unter der Voraus-
setzung einer entsprechendEm Anzahl solmer
Klassen können auch Sonderschulen für mehrfach
behinderte Kinder geführt werden.

(4) An Sonderschulen können therapeutische und
funktionelle Ubungen in Form von Kursen durchge-
führt· werden. Diese Ubungen können I auch an
Volks- und Hauptschulen sowie an polytechnischen
Lehrgängen durchgeführt werd~n.

(5) Uber di~ ,Organisationsform gem~ß-Abs; 1 bis <1
entsch~idet die Landesregierung nach Anhören des
gesetzlichen SchulerheUters, des Bezirksschulrates
(Kollegium) und des .Landesschulra1es (Kollegium).
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§ 15.
Lehrer.

Die Vorschriften der '§§ 7 '!1nd11 sind unter Be-
dachtnahme auf die Organisations form der Sonder-
schule sinngemäß anzuwenden.

§16.
Klassenschülerzahl.

(1) .Die Zahl _der Schüler in einer Klasse einer
Sonderschule für blinde Kinder, einer. Sonderschule
für taubstumme Kinder oder einer Sonderschule für
schwerstbehinderte Kinder darf- zehn, die Zahl der
Schüler in einer Klasse einer Sonderschule für seh-
gestörte Kinder darf zwölf und die Zahl der S_chüler
in einer. Klasse einer sonstigen Sonderschule darf
achtzehn nicht übersteigen.

(2) Die Schülerzahl in Klassen für mehrfach be~
hinderte Kinder richtet sich je nach den vorliegen-
den Behinderungen der Schüler nach Abs. 1 mit der
Maßgabe, daß sie jedenfalls zwölf -nicht übersteigen
darf. .

d) Pol y tee h n i s c heL ehr 9 ä n 9 e.

§ 17.
Aufbau.

(1) Der polytechnische Lehrgang umfaßt ein Schul~
jahr (9. Schulstu!e).

(2) Die Schüler des polytechnischen Lep.rganges
sind unter Bedachtnahme auf eine für die Unter-
richtsführung erforderliche Mindestschülerzahl nach-........
ihrer Vorbildung und unter .Bedachtnahme darauf, ~
.daß. j~ne Schiller; deren. J;3erufsentscheidung noch
nicht festgelegt ist, durch eine entsprechende Berufs~
orientierung auf die Berufsentscheidung vorbereitet
werden: 'sollen', in -Klassen .i.us_ammenzufassen.
Schüler, deren BeTufsentscheidung für die Landwirt~
schaft bereits festgelegt ist, sind nach Möglichkeit
in gesonderten Lehrgangsklassen ' zusammenzu- ...
fassen.

(3) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 sind sinn-
gemäß_~nzuwenden. '

§ 18.
. Organisationsformen.

(1)" Der polytechnische Lehrgang ist je' nach' den
örtlichen' Gegebenheiten, Erfordernissen und Mög-

.liChkeiten in orgr;tnisatorischem Zusammenhang vor
allem mit einer Hauptschule, sonst mit einer Volks~

. schule, einer Sonderschule, einer gewe'rblicben oder
kaufmännischen Berufsschule oder' aber unter der
Voraussetzung von wenigstens' vier Klassen des
polytechnischen Lehrganges als selbständige Schule
zu führen.

(2) Polytechnische Lehrgangsklassen sind für
Knaben und Mädchen getrennt zu führen,. wenn
wenigstens je achtz~lll'J.Schüler- vurh~nden sind. Ist
die Schülerzahl für eine nach Geschlechtern ge-
trennte Führung zu gering, so können polytechnische
Lehrgänge auch für Knaben und Mädchen gemein-
sam geführt werden, wobei jedoch nach Möglich-
keit zumindest in einzelnen Unteriichtsgegeiistän~
den ein nach Knaben und Mädchen getrennter Unter~
richt zu führen ist. -
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(3) Uber die Organisationsform gemäß Abs. 1 und 2
entscheidet die Landesregierung nach Anhören des
gesetzlichen Schulerhalters, . des Bezirksschulrates
(Kollegium) und des Landesschulrates (Kollegium):

§ 19.
Lehrer.

(1) Der Unterricht in den Klassen des polytechni~
schen Lehrganges ist durch Fa~lehrer zu erteilen.

(2) Für die polytechnischen Lehrgänge sind die er-
forderlichen Lehrer zu bestellen. Für polytedmische
Lehrgänge, die als selbständige Schule geführt wer-
den, ist überdies ein Leiter zu bestellen,

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des Lehrer-
dienstrechtes, bei Religionslehrern auch jene des
Religionsunterrichtsrechtes, nicht berührt.

e) Ge' w e Tb 1,ich e und kau fm ä n n i s ehe
B e,ruf 5 s c h u I e n.

(

J

§ 20.
Klassenschülerzahl.

(1) Die Zahl der Schüler in einer Klasse des poly-
technischen Lehrganges soll im allgemeinen dreißig
betragen und darf sechsunddreißig nicht übersteigen,
soweit nicht Abs. 2 anzuwenden ist. Bei der Teilung
einer Klasse ist auf die Bestimmung des § 17 Abs. 2
Bedacht zu nehmen.

(2) Bei polytechnisrnen Lehrgängen, die einer Son-
derschule angeschlossen sind, gelten die im § 16 ge-
nannten Klassenschülerzahlen.

§ 21.
Aufbau.

(I) Die gewerblichen und kaufmännischen Berufs-
schulen umfassen so viele Schulstufen (Smuljahr·e
oder Schulhalbjahre), wie' es der Dauer der Lehr-
(Ausbildungs)zeit entspricht. Jeder Schulstufe .hat
eine K'lasse zu entsprechen.

(2) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 sind sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 22.
Organisationsiormen.

(1) Die gewerblichen und kaufmännischem Berufs-
schulen gliede'rn sich in
a) fachliche Berufss'chulen für e'in-ebe'stimmte BeTufs-

richtung oder eine Gruppe verwandter Berufs-
richtungen, .

b) allgemeine g-ewerbl'iche Berufsschulen für ver-
schiedenartige Be'rufsrichtungem

(,) Die fachHchen· !Berufsschulen sind - bei
gleichem Unt'enichtsausmaß· - zu führen:
a) als ganzjährige Berufsschulen- mit mindestens

einem vollen Schultag' oder mindestens zwei
halben Schultagen in der Woche oder

b) als lehrgangsmäß'ig'e Berufsschulen mit einem in
jeder Schulstufe acht zusammenhängende Wo-
chen dauernden Unterricht oder

c} ,als lehrgangsrpäßige Berufsschulen mit drei ein-
halbjähriger Dauelr mit einem in den ersten drei
Schulstufen acht und in der vierten Schulstufe
vier zusammenhängende Wochen dauernden
Unterricht oder

i;
"1

!
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d) als saisonmäßige Berufssdmlen mit einem auf
eine bestimmte Jahreszeit zusammengezogenen
Unterricht. '" .

(3) Die aUgemeinen g~werblichen Benifsschulen
sind ganzjährig mit einem voqen Schultag:.- im Be-,
darfsfalle" mit zwei halben Schultagen - .i!1 der
Woche zu führen ..

(4) UbeT d'ie Or'9anis~Nonsform gemäß Abs. 1 bis 3
entscheidet di,e 'Landesregierung nach Anhören des
gesetzlichen Schulerhalte'rs und'des Landesschulrates
(Kollegium).

§ 23.
Lebrer.

(1) DeT Unterricht in den -Berufs'SchuIk'Iassenist,
.durch Fachlehre1r zu erteilen.

(2) Für jede Berufsschule sind ein Le'iter, nach Maß-
gabe der diensfrech~tlichen Vorschriften auch~ ein
·Stellve·rtreter des Leiters, sowi'e die~erforderlichen
weHeren 'Lehrer. zu bestellen .

. (3) Hiedtirch werden die Vorschriften des Lehrer-
dienstrechtes, bei Religionslehrern auch jenre des
Religionsunterrichtsrechtes, nicht berührt.

§ 24.
Klassenschüierzahl.

Di,e Zahl der Schüler in einer Berufsschulklasse
soll im allgeme'inen dreiß:ig betragen und d.arf sechs-
?nddreißig nicht übersteigen.

III. HAUPTSTUCK.
Errichtung und Auflassung der

öiientlCcben Pilichtscbulen und der
öffentlichen Schülerheime.

I
\

§ 25.
Errichtung.

(t) Unter Errichtung' einer öffentlichen Pflichtschule
im Sinne di-eses Gesetzes ist ihre Gründung und die
Fests'etzung ihrer örHichen' Lau~ zu verstehen.

('l·OffeIleUiche PilichtschuleIle siIled nach Maß'9abe
der Bestimmungen der §§ 26 bis 30 überall dort zu
errichten, wo -unter Bedachtna'l1me-auf die- An-zahI
der Schulpflichtigenr und einen diesen zumutbaren
Schulweg- der Bedarf hi~für gegeben ist. Bei der
Ermittlung des Bedarfes ist .auch auf das Bestehen
von privaten Pflichtschulen, denen nach den hiefür
bestehenden Gesetz'eu das Offentlichkelsrecht ver·
liehen wurde, Bedacht zu nehmen'.·

(a) In jenen Fällen, in d'enen nach Abs. 2 mehrere
Gemeinden als gesetzlicher Schule-rhaltereiner zu
errichtenden öffentlichen Pilichtschule in 'Betracht
kämen und die Gemeinden sich über d-ieörtliche Lage

,der Schule nicht einigen 'können, entscheidet die
L:mdesregie.rung nach Anhören des Landesschulrates
und des Bezirksschulrates unter Hedachtnahme auf
ZweckHldßiY'keit und- Billigkeit, welche Gemeinde'
die öffentliche PHichtschule zu errichten hat.

§ 26.
Errichtung der öffentlichen Volksschulen.-

Eine öffentliche Volksschule hat dort zu bestehen,
wo in einer Gemeinde ode'! sonst in einem geschlos-
senen Gebiet, nach einem fünfjährigen Durchschnitt
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gerechnet, mindestens einhundertzwanzig volks-
schulpflichtige Kinder wohnen, welche sonst zur Er·
re'ichung der nächsten öffentlichen Volksschule einen
nicht zumutbaren 'Schulweg zurücklegen müßten.

§ 27.
Errichtung der ötlenlllchen Hauptschulen.

Offentliche Hauptschu.Jen haben unter Bedacht-
nahme darauf, daß' möglichst alle, jedenfalls aber
die in dicht besiedelten oder verkehrs begünstigten
Gebieten wohnenden hauptschulfähigell' Kin'der eine
Hauptschule besuchen könnelll, dort zu bestehen, wo
in einer Gemeind'€ oder sonst in 'einem geschlossenen
Gebiet, nach e,inem,fünfjährigen DurchschniH gerech-
net, mindestens einhundertvi,erzig hauptschulfähige
Kind'er wohnen, welche sonst zur Erreichung der
nächsten öfferülkhen Hauptschule einen nicht zumut~
baren Schulweg zurücklegen müßten.

§ 28.
Errichtung der öffentlichen Sonderschulen.

(1) Offentliche Sonderschulen haben, erforder-
lichenfalls unter AngH'ederung eines Schül,erheimes,
nach Maß.gabe des Bedarfes unt,er Bed,achtrrlahme
darauf, daß möglichst alle K'inder, die für den Besuch
einer Sondersch.ule in Betracht kommen, bei einem
ihnen zumutbaren Schulweg eine' ihrer Behinderung
enstprechende Sonderschule besucheru können, dort
zu bestehen, wo in einer Gemeinde oder sonst in
~inem größ.eren Gebiet, nach einem fünfjährigen
Durchschniltt g,erechnet, mindestens fünfzig behin-
derte Kinder wohneli.

(2) Wenn die Voraussetzungen für das Bestehen
einer öffentiichen Sonderschule (Abs. 1) nicht gege-
ben sind, sind bei nIiind'estens fünfzehn behinderten
Kindern unter den sonstigen Bed"ingungen des Abs. 1
Sondersch-ulklassen zueTrichten- und an -eine öffent-
liche Volks- oder Hauptschule anzuschließen.

(3) Für SondeTschulklassen, die an öffentliche
Volks- od",r Hauptschulen (Abs. 2) angeschlossen
sind, sind die für 'die öffentlichenl Pflichtschulen gel-
tenden Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß
anzuwenden. 'Solche, Sonder'schulklassen g'elten als
Besta:q.dteH der· Schule, der sie angeschlossen sind.

§ 29.
Errichtung der öffentlichen polytechnischen

Lehrgänge.
(1) Ollenliiche polytechnische Lehrgänge als selb-

ständige' 'Schulen haben unter Bedachtnahme darauf,
daß aUe schulpfl'ichtigen Kinder im neunten Jahr-e
ihrer allgemeinen Schulpflidlt, soweit sie' diese nicht
anderweitig erfüllen, den polytechnischen Lehrgang
bei ,einem ihnen zumutbaren Schulweg besu,cben
können, dort zu bestehen, wo ·in eine,r Gemeinde
oder sonst in einem größeren Gebiet, nach einem
fünfjährigen Durchschnitt gerechnet, mindestens' ein-
hundertzwanzig' Kinder wohnen, die für den Besuch
des öffentlichen polytechnisch,en Lehrganges in Be-
tracht kommen.

(2) Wenn die Voraussetzungen für das Bestehen
eines öffentlichen polytechni,sdlen Lehrganges als
selbständige Schule (A'bs. l), nicht geg'eben sind,
können bei mindestens zwanzig Schülern unter den
sonstigen Bedingungen des Abs. 1 polytechnische

._-_. ------------------
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Lehrgänge in organisatorischem Zusammenhang mit
einer Hauptschule, nach den, örtlichen Gegeben-
he,iten auch mit einer Volksschule, einer Sonder-
schule, e"iner gewerblichen oder kaufmännischen Be-
rufsschule erridüet werden. Die Bestimmung des
§ 2 Abs. 1, wonach 'ge'setzlicher Schulerhalier eines
öffentlichen polytechnischen Lehrganges die Ge~
meinde ist, in deren Gebiet die Schule ihren Sitz hat,
wird hiedurch nicht be~ührt.

§ 30.
Errichtung der öllentllcben gewexblicben und kauf-

männischen Berufsschulen.

(1) Offen·tliche facbliche gewerbliche und kaufmän-
nische Be-rufssdmlen für die der gewerblichen oder
kaufmännischen iBerufsschulpfl:icht unterliegend'en
Personen ,einer hest'immtenBerufsrichtung oder einer
Gruppe verwandter Berufsrichtungen haben unter
Bedachtnahmeauf eine für die Schulführung erfor~
dm liche ·Mindestschülerzahl in solcher Zahl und an
solchen Orten zu besteheni, daß nach Möglichkeit
alle der gewerfblichen oder kaufmännischen Berufs-
schulpflicht unterliegenden Personen eine ihrer Be-
rufsrichtung entsprechende fachliche-Berufsschule bei
einem ihnen zumutbaren Schulweg besuchen können.

(2) Nach Maßgabe des Bedarfes haben öff.entliche
fachliche Berufsschulen (Abs. 1) entweder als ganz-
jährig'8 Berufsschulen oder, erforderlichenfalls unter
Angliederung eines Schülerheimes, als lehrgangs-
mäß,ige Berufsschulen oder als saisonmäß1ige Berufs-
schulen zu bestehen.

(a) Wem die VoraussetzungeTh für ü,as Bestehen
einer öffentHchen fachlichen Berufsschule (Abs. 1
und 2) nicht gegeben 'sind, können unter Bedacht·
nahme auf eine für die" Schulführung 'erfordediche
Mindestschülerzahl unte,r den sonstigen Bedingungen
des Ahs. 1 fachliche Berufsschulk}assen 'errichtet und
einer öffentEchen fachlichen Berufsschule oder €·iner
öffentlichen aHgeme-in-en,gewerblichen Berufsschule
(Abs. 4) angesch.Jossen werden.

(4) Offentliche· allgemeine gewerbliche Berufs-
schulen für die der gewerblichen" oder kaufmänni·
schell' Herufsschulpflidlt unterliegenden Personen
haben unter Bedachtnahme auf eine für die Schul-
führung ,erforderlich:e MindestschüleTZahl in solcher
Zahl und an solchen Orten zu bestehen, daß alle der
Berufsschulpflicht (\lnterlie'genden -gewerblichen und
kaufmännischen Lehrl1inge, denen der -Besuch einer
lachlichen Berufsschule (Abs. 1 und 2) oder einer
fachlichen Berufsschulklasse (Abs. 3) nicht möglich
ist, bei einem ihnen zumutbaren Schulweg eine" all-
geme·ine gewe'Ibliche Berufsschule besuchen können.

(5) Wenn die' Voraussetzungen für da's Bestehen
einer öffentlichen aUgemeinen gewerbllichen Be'!ufs-
schule (Abs. 4) nicht ge-geben sind, können unter
Bedadltnahme auf eine für die Schulführung erfor-
de'Iliche Min-dests·chülei:Lc'1hld.llyemeine gewerbliche
Berufsschulklassen -errichtet und' einer öffentlichen
fachlichen Berufsschule (Abs. 1 und 2) angeschlossen
werden.

(6) Für Herufsschulklass,en, doi,e'an öffentliche Be-
rufsschulen (Abs. 3 und 5) ange·schlossen sind, sind
die für die öffentlichen PHichtschulen geltenden Be-
stimmung,en dieses Gesetzes sinngemäß anzuwen-
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den. Solche B€rnfsschulklassen gelten als Bestand-
teil der Sdlu'le, der sie- angeschlossen sind.

I § 31.
Expositurklassen.

(1) Um den Schulpflichtigen den Besuch der öffent-
lichen Ptlichtschule zu erleichtern, ins'besondere um
den Schulbesuch den Schulpflichßg-enauch in ver~
kehrsungünstiger Lage und zu jeder Jahreszeit zu
ermöglichen, können im Verband einer öffentlichen
Pflichtschule, aber doch in örtlicher Entfernung von
ihr, 'Expositurklassen errichtet werden, faNs nicht die
Voraussetzungen für die' Errichtung einer selbstän-
digen öffentHdlen Pflichtschul'e geg,eben 'sind.

(2) Für Expositurklassen sind die für die öffen:t-
lichen Ptlichtschulen -geltenden Bestimmungen dieses
Gesetzes sinng'emäß anzuwenden.

§ 32.
Offentlkhe Schülerheime.

(1) Offenlliche 'Schülerheime (In'lernale), die aus-
schlielJlich oder vorwiegend für Schüler von öffent-
Hchen Pflichtschulen bestimmt sind, können entweder
selbständig oder in organis.atorischem Zusammen-
hang init solch·en Schulen bestehen. ' \

(2) Für öffentliche Schülerhetme sind die Bestim-
mungen des § 25 Abs. 1, der §§ 33 und 35, der §§ 44
bis 48, des §. 50 Abs. 2, des § 51, des § 52 Abs. 1, 2
und 5, der §§ 53, 55 und 56 sinngemäß anzuwen,?en.

§ 33.
Verfahren bei Errichtung öffentlicher Pflichtschulen.,

(1) Die Enichtung einer öffentHchen Pflichtschule
be-darf der Bewilligung der Landesregierung (Er-
richtungsbewilligung). Die Bewipigung ist zu er-
teilen, wenn die Voraussetzungen der §§ 26 bis 10
g-egeben sind und die örtlidle 'La'ge der Schule ge-
e'ignetist.

(2) Vor ErteiIung der Errich,tungsbewj1Jigung ist
der Landesschuh,at zu hören. Außerd'em ist der Be-
zirksschu1rat hinsichtlich der öffentlichen Volks-,-
Haupt- und Sonderschulen sowie der polytechnischen
Lehrgänge zu hören:. Vor Erteilung der Errichtungs-
bewilligung öffentHcher g-ewerblicher oder kaufmän·
nischer Berufsschulen ist der Kammer der gewerb-
lichen Wirtschaft für Oberösterreichrundder Kammer
für Arbeiter und Angest:ellte für Oberösterreich Ge- ....
leg.enhe'it zur Stellungnahme' zu g-eben.

(3) Nach Erteüung der Hrrichtungsbewilligung ist
die Errichtung' öffellltHcherPflichtschulen vom gesetz-
lichenSchulerhalter außer in der üblichen Weis'eauch
ir: der Amtlichen Lin'Z,erZeitung zu verla'U~baren.

§ 34.
Teilung der öffeutlichen Pfllchlsehuleu.

(1) Die' Teilung eineT öffenUichenl Pflichtschule be-
darf der ,Bewilligung der LandesTeg,ierung (Teilungs-
bewilligung). Die Bewilligung kann erteilt werden,
wenn durch einen längeren Zeitraum eine entspre-
chend hohe Anzahl von Klassen beziehungsweise·
Schülern vorhanden ist. Bei Volks- und Sonder-
schulen kann die Teilung bewilligt werden, wenn
durch einen Zeitraum von drei Jahren mehr als
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zwölf Klassen, bei Hauptschulen und polytechni-
schen Lehrgängen, wenn durch einen Zeitraum von
drei Jahren mehr als fünfzehn Klassen geführt
werden.

(2) Für das Verfahrembei doeTTeilung einer öffent-
lichen PtIichtschule· gelten die· Bestimmungen des
§ 33 sinngem&ß,

§ 35.
Auilassung der öflentlichen Pilichlschulen.

(I) Die Auflassung einer öffentlichen Pllichtschule
beclarf der Bewilligung cler Landesregierung (Auf-
la.ssungshewmigung). Die' Bewilligung ist zu er-
teilen, wenn die- Voraussetzungen für das He-stehen
der öffentlichen Pflichtschule (§§ 26 bis 30) nicht mehr
gegeben sind.

(:d Sind die Voraussetzungen für das Bestehen der
öffentlichen Pilichtschule nicht mehr geg'eben!, so
kann' die Landesregierung die- Auflassung e-iner
öffentlichen PfliChtschule von Amts wegen anordnen.

(3) Für das Verfahren- b~i der Auflassung einer
öffentlichen Ptlichtschul'e gelten die Bestimmungen
des § 33 sinngemäß.

IV. HAUPTSTUCK.

SchulsprengeI.

§ 36.
Sprengelieslselzung (Einschulung).

(1) Für jede öffell!Uich€PHi·chtschule hat ein Schul-
sprengel zu bestehen. Der Sdlulsprengel ist anläß-.
hch der Errichtung der Schule nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen festzusetzen (Einschulung).
Der SchulspI"eng€'1 ist nach Erfordernis zu ändern
ode-r aufzuheben. Die' für die Festsetzung des Schul-
sprengels g,eltenden Bestimmung'eru sind sinngemäß
auch für die Änderung' rund Aufhebung anzuwenden.

(2) SoweH erforderlich kann für Expositurklassen,
einzelne Schulstufen (z.B. Ober- und Unterstufe der
öffentlidIen Volksschulen) ode'Yfür einzelne Unter-
richtsge'genstände' (z. B. Hauswirtschaft) ein vom all-
gemeinen 'Schulsprengel der betreffenden öffen1-
lichen Pflichtschule abweichender Sprengel festge-
setzt werden. I

§ 37.
Volksschulsprengel.

(1) Der Schulsprengel einer öffentlichen Volks-
schule umfaß't das Gehiet, in de'ffi die für die Volks-
schule in Betracht kommenden volksschU'lpflicht:igen
Kinder, denen der Schulweg zumu1har ist, wohnen.

(2) Die- Volksschulsprengel müssen lückenlos an-
einandergrenzen. 'Für die· Festsetzung des Schul-
sprengels sind in der Regel die' Gemeindegrenzen
maßgebend, Zur Erleichterung des Schulweges
können jedoch einzelne Gem'e'indl!:t'eile in den Schul-
sprengel eineT ,in einer anderen Gemeinde Hegenden
·Schule eingeschult w€'rden. Ferner können nach Be-
darf fürgröß'eTe Gemeinden mehrere Schulsprengel,
für kleinere Gemeind'en ein gemeinsamer Schul-
sprengel festgesetzt werden.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat derr Schul-
sprengel unter Zug'rundelegung der Grundsätze des
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§ 26 durch Verordnung festzusetzeh. Vor Erlassung
der Verordnung- sind der Be'zirksschulrat, der gesetz-
liche Schulerhalter und die beteiHgten Gebiets-
körperschaften zu hören: Die' Ve'Tordnung 'ist in der
Amtlichen Unzer Zeitung kundzumachen.

(.) Soil ein Gebiet, das außerhalb des politischen
Bezirkes liegt, in den Schulsprengel einge:schlUltwer-

..den, so hat d'ie Hezirksv-erwa'Hungshehörde mH der
für dieseS' Gebiet örHich zuständig'en Bezirksver-
waHungsbehörde einvernehmlich vorzugehen'.

(5) Soll der Schulsprengel sich über das Landes-
9,ebiet hinaus erstrecken oder soll ein Gebiet in
einen Schulsprengel eingeschult' we'rden, dessen
Schulsitzgemeinde außerhal'S de,sLandes gelegen ist,
so darf die Verordnung erst erlassen werden, sobaId
,die beteüigten Landesr'egierungen über die zu tref~
fenden Maßnahmen das Einvernehmen herg'estellt
haben.

§ 41.
BeruisschulsprengeL

(1) Der Schul,sprengel einer öffentlichen gewerb-
lichen oder kaufmännischen Henlfsschule (Berufs~

§ 38.
HauptschulsprengeL

(,) Der Schulsprengel ,einer öffentlichen Haupt-
schule kann - unbe·scha·det der die Schulpflicht
regelnden Vorschriften - in einen _Pflichtspreng-el
und einen Berechtigungssprengel get.e,iltwerden. Zu-
mindest die Beredltigungssprengel rpüss·en lückenlos
aneinandergrenzen; 51iekönnen 'sich'auchüberdecken.

(2) Der Pflichtsprengel umfaßt das Gebiet, in dem
jene nach den die Schulpflicht regelnden Vorschriften
für den Besuch einer öffentlichen Hauptschule in Be-
tracht kommE!Ilden Kinder wohnen, denen der Be-
such dieser Schule hinsichtlich ,des SChulweges zu-
gemutet werden kann.

(3) Der Berechtiguhgssprengel umfaßt das Gebiet,
aus weld1em 'clliehauptschul-fähigen Kinder auf Ver.~
langen der ElteTn od'er sonstigen- Erziehungsberech-
tigten in. -die -Schluleaufzunehmen sind.

(.) Die Bestimmung<m' des § 37 Abs. 3 bis 5 sind
sinngemäß anzuwenden.

§ 39.
SondersdIutsprengel.

F4r die öffentlichen Sonderschulen und die Sonder-
schulklassen (§ 28 Abs. 3) gelten die Bestimmungen
des § 37 sinngemäß mit der Maßgabe, daß der Schul-
sprengel 'bei öffentlichen Sonderschulen,. für die' das
Land gesetzJ.icher Schulerhalter ist (§ 2 Abs. 1), durch
Verordnung der Lande'sregierung festzusetzen ist.
Geht der Schulsprengel über den poEtischen Bezirk
hinaus, so ist neben de'm 'Bezirksschulrat auch der
Landesschulrat zu hören.

§ 40.
Schulsprengel für polytechnische Lehrgänge.

Für die öffentlichen polytechnischen Lehrgänge
(Lehrgangsklassen' - § 29 Abs. 2) gelten die Be-
stimmungen des § 37 sinngemäß mit der Maßgabe,
daß bei Festsetzung der Sdlulspreng'el auch der Lan·
desschul'rat zu hören ist.
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schulklasse - § 30 Abs. 3 und 5} umfaßf das Gebiet,
in dem die für die betreffende Schule in Betracht'
kommenden berufsschulpUithtigen Personen ihren
Betriebsstandort haben.

(2) Dle Schulsprengel der für die einzelnen Ge-
werbe in Betracht kommenden öffentEchen Beruf's-
schulen müssen lück~nlos aneinander grenzen.

(3) Die 'Pestsetzu.ng des Schulspreng.els hat unter
Zugrundelegung der Grundsätze des § 30 durch Ver-
ord!1ung der Landes'Teg'ierung zu er.foJ.gen. Vor Er-
lassung der Verorünung ist Q€r Landesschulrat zu
hören und es'- ist den lJeteUigten Gebietskörper-
schäften, der Kammer der, g'ewerblichen Wirtschaft
tür Oberö,sterreich und der Kamm'er tur ArbeHer und
Angestellte für Oberöstene'ich Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Die Verordnung ist in d'er
Amtlichen Linze!' Zeitung kundzll;machen.

(4) Die Bestimrn.ung des § 37 Abs. 5 ist sinngemäß
.anzuwenden. .

§ 42.

SprengelaiIgehörigkeit.

(1) Sprengelangehörige sind j'ene Schulpflichtigen,
d~i~im Schulspreng'el, wenn al.!-chnur zum Zwecke
des 'Schulbesuche's, wohnen .. Be:i PeTsonen, die' der
gewerblichen oder kaufmännischen Ber.ufsschulpflicht
unterliegen, ist statt des Wohnortes der Betriebs-
standort maßgebend. Unter Betriebsstandortist
jener-Standort der Betüebsstätte' zu v"erstehen, in' der

"der Beru(sschulpflicMige gemäß ,Lehr (Ausbilüungs)-
vertrag seine Ausbildung erhält.

I

~(2) ;Jeder Schulpflichtige -ist ih die für ihn nach de;'
Schulart in Betracht kommende Schule, deren Schul·
sprengel eT ang.ehört, aufzunehmen.

(3) Den Schulpflichtigen sind jene Personen gleiCh-
zuhal,ten, -di.e:nach ß-en: <Cl'ie"Schulpflicht re'gelnden
Vorschriften zum fre'iwilligen- Besuch' einer ·Ptlicht-
schul~ ,berechtigt sind.

§ 43.

Aufnahme sprengellremderPfllchtschüler und· nicht-
.schulpflichtiger person~n.

I

I
!

(1) Die Aufnahme eines dem Schulsprengel nicht
angehörigen SchulpUichtigen in eine öfff:mtliche
Pflichtschule kann vom g~setzl'ichen' Schulerhalter
der um die 'Aufnahme ersuchten Schule' nach An-
hören des Bezirksschulrates, wenn aber de'r Schul-
erhalter das Land ist, nach Anhören des Landesschul-
rates verweigert· werden. Der Schulsitzg'emeinde
jener Schu1'e,deren Schulsprengel der Schulpflic1).tiqe
angehört, ko-m~t 'Parteist'eHung'im Sinne des AUge-
~einen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 zu. ,

(2) NichtschulpflichHge Personen können 'vom ge-
setzlichen Schulerhalter in e·ine öffe.ntlkhe gewerb-
Hche oder 'kaufmännische Herufs'schule dann aufge~
nomrri'en werden, wenn hiedurch keine' Uberfüllung
der Schuie (Klasse) eintritt.

,tC-- _
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§ 46.
Laufender Schulerhaltungsaufwand.

Als Kosten des laufenden Betriebes gehören zum
lautenden Schulerhaltungsaufwand insbesondere die
Kosten für
a) die lnstandhilltung der Schulliegenschaften,
b) die Instandhaltung und Erneuerung der Schul-

einrichtung,
c) die Bereitstellung und Instandhaltung der Lehr-

mittel und ::ionstigen Unterrichtsbehelfe, insbe-
sondere auch der Rundfunkgeräte und Film-
geräte,

d) die Reinigung, Beleuchtung und Beheizung und
den sonstigen Betrieb der Schulliegenschaften mit
Ausnahme der Wohnungen,

e) das zur Betreuung der Schulliegenschaften allen··
falls erlorderliche Hilfspersonal (z.B. Schulwart,
Reinigungspersonal, Heizer, Kanzleikräfte,
Heimpersonal und Werkmeister),

f) dje Amts- und Kanzleierfordernisse der Schule,
Bücher für die Lehrer- und Schülerbib1iothek,
Post- unq Rundfunkgebühren,

V. HAUPTSTUCK.

E r hai tun g der Ö i i e n tl ich e n P il ich t-
schulen.

§ 44.
Be~riffe.

(1) Unter Erhaltung einer öffentlichen Pflichtschule
im Sinne dieses Gesetzes ist die .Bereitstellung und
Instandhaltung des Schulgebäudes und der übrigen
Schulliegenschaften, deren Reinigung, Beleuchtung
und Beheizung, die Anschaffung und Instandhaltung
der Einrichtung und Lehrmittel, die Deckung des
sonstigen Sachaufwandes sowie die Beistellung des
zur Betreuung des Schulgebäudes und der übrigen
Schulliegenschaften allenfalls erforderlichen Hi1fs~
personals zu verstehen.

(2) Die Kosten der Erhaltung einer öffenÜirn.en
Pflicht.schule gliedern sich in den Bau- und Einrich-
tungsaufwand (§ 45) und in den laufenden Schul-
:rh~ltungsauiwand (§ 46).

(:-I) Zu· den Schulliegensrn.aften im Sinne dieses Ge-
setzes zählen insbesondere der Schulgrund, die
Schulgebäude und die zur Schule gehörenden Neben··
gebäude, einzelne Schulräume, Lehrwerkstätten,
Schulbauplätze, Turn- und Spielplätze, Pausenhöfe,
Schulgärten, die im Schulgebäude oder in einem zur
Schule gehörenden Nebengebäude untergebrad1ten
Wohnungen für den Schulleiter, die Lehrer, für den
Schulwart und sonstiges Hilfspersonal sowie die
öffentlichen SchiÜerheime,

§ 45.
Bau.- und Einrichtungsaufwand.

Zum Bau~ und Einrichtungsaufwand gehören ins-
besondere die Kosten für
a) die Bereitstellung d2f Schulliegenschaften,
b) die Bereitstellung der Schuleinridltung,
c) den Annuitätendienst für Schulbaudarlehen.
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g) die Mieten, Steuern und sonstigen Abgaben für
dieSchulliegenschaften mit Ausnahm~ der Woh-
nungen.

§ 47.

Laufende Schulerhaltungsbeilräge für öfienlliche
Volks~r Haupt- und Sonderschulen sowie für öffent~

liche polytechnische Lehrgänge.

(1) Sofern eine andere Gemeinde als die betref~
fende Schulsitzgemeinde mit ihrem gesamten Gebiet
oder einem Tep ihres Gebietes zu einem Schul-
sprengel einer öffentlichen Volks:"" Haupt- oder
Sonderschule oder eines polytechnischen Lehrganges
gehqrt, hat sie an den gesetzlichen Schulerhalter
Beiträge zum laufenden Schulerhaltungsaufwand zu
leisten (laufende Schulerhaltungsbeiträge).

(2) Die laufenden Schulerhaltungsbeiträge,sind in
der Weise zu beredmen, daß der nicht durch Zuwen-
dungen von anderer Seite oder durch sonstige, mit
dem Schulbetrieb zusammenhängende Einnahmen
gedeckte laufende Schulerhaltungsaufwand des vor-
ausgegangenen Kalenderjahres durch <:iieGesamt-
zahl der Schüler der in Rede stehenden, Schule ge-
teilt wird (Kopfquote). Die Kopfquote ist. mit der
Zahl der im eingeschulten Gebiet der verpflichteten
Gebietskörperschaft wohnenden und diese .Schule
besuchenden Schüler zu ~ervielfachen, 'Bei Schülern,
die lediglich zum Schulbesum am Smulort wohnen,
ihren ordentlichen Wohnsitz jedoch noch bei den
Eltern o,der sonstigen Erziehungsberechtigten außer-
halb des Schulortes haben, ist,für' die Vervielfachung
der Kopfquote nicht der Aufenthalt am Schulort,
sondern der' bisherige Wohnsitz der Schüler maß~
gebend, sofern die Wohnsitzgemeinde zum Schul~
sprengel gehört. Stichtag für die Ermittlung der
Schülerzahl ist jeweils der 15. Oktober des voraus~
gegangenen Kalenderjahres. >

(3) Haben·' die beteiligten Gebietskörperschaften
über die Leistung der laufenden Schul~rhaltungsbei-

~, träge' keine Vereinbarung getroffen, so haben die
. gesetzlichen Schulerhalter jeweils bis zu dem auf

das der Berechnung zu Grunde liegende Kalender-
jahr folgenden 1. Juni den eingeschulten Gemeinden
die aufo'sie -entfallelfden Sdiulerhalhlngsbeifräge
mittels schriftlicher Zahlungsaufforderun'g', beka:nnt~
zugeben. Gegen die Zahlungsaufforder~ng kann von
den __beitragspflichtigen Gemein~en binnen zwei
Wochen, vom. Tage der Zustellung aJ;l gerechnet, '
beim 'gesetzlichen Schulerhalter Einspx:uch erhoben
werden. Wird kein Einspruch erhopen, so sind die
Schulerhaltungsbeiträge der Zahlungsaufforderung
entsprechend an den gesetzl,ichen Schulerhalter zu
entrichten. Der rechtzeitig eingebrachte Einsprucb
hat die Wirkung, daß die laufenden Schulerhaltungs-
beiträge von der nach der Schulsitzgemeinde zustän~

,digen Bezirksverwaltungsbehörde, beziehungsweise
wenn das Land gesetZlicher Schulerhalter ist, von
der Landesregierung i:lt:~~j1~iu1Udßigfestzusetzen

l sind. Die laufend,en SchulerhaltungsbeÜräge sind
zwei Wochen nach Zustellung der Zahlungsaufforde-
rung beziehungsweise des BesCheides fällig, wenn
aus Billigkeitsrücksichten nicht andere Zahlungsbe-
dingungen festgesetzt sind. Nach Ablimfdes,Fällig-
keitstages können gesetzliche Verzugszinsen be~
remnet werden. ' .

I
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(,) Solange die beteiligten Gebietskörpersdlaften
über die Leistung der laufenden Sd:mlerhaltungsbei-
träge keine Vereinbarung getroffen haben oder so-
lange keine rechtskräftige Zahlungsaufforderung
oder kein rechtskräftiger Bescheid (Abs.3) vorliegt,
sind auf die laufenden Schulerhaltungsbeiträge
gegen nachträgliche Verredmung vierteljährlich,
und zwar am 15. Jänner, 15. April, 15. Juli und

.15. Oktober Vorauszahlungen in der Höhe jeweils
eines Viertels des letzten durch Zahlungsaufforde-
rung .oder Bescheid vorgeschriebenen lahresbei-
trages zu leisten; wurde über die Leistung der lau-
fenden Schulerhaltungsbeiträge eine Vereinbarung
getroffen, so ist der vereinbarte Betrag zu Grunde
zu legen.

(5) Sind für einzelne Unterrichtsgegenstände ge-
mäß § 36 Abs. 2 vom allgemeinen Sdlulsprengel ab-
weichende Sprengel festgesetzt, so ist für die nur
am einzelnen Unterrichtsgegenstand teilnehmenden
Schüler eine gesonderte Kopfquote nach einem Pau-
schalsatz festzusetzen. Die Bezirksverwaltungsbe-
hörde hat für jede ~demnach in Betracht kommende
Schule diesen Pauschalsatz zu bestimmen, wobei
nach Erfahrungsgrundsätzen der laufende Schul~
erha1tungsaufwand für den einzelnen Unterrichts-
gegenstand dem gesamten laufenden Schulerhal-
tungsaufwand der Schule gegenüberzustellen ist.
Bei wesentlichen Änderungen dieses Verhältnisses
ist der Pauschalsatz neu zu bestimmen.

(6) Ist eine Gemeinde gesetzlicher Schulerhalter
mehrerer öffentlicher Volksschulen, Hauptschulen,
Sonderschulen oder polytechnischer Lehrgänge, so
ist die Kopfquote (Abs. 2) nicht für jede Schule ge-
sondert, sondern für jede dieser Schularten gemein-
sam zu berechnen. Die Kopfquote kann auch für
mehrere oder alle dieser Schularten gemeinsam be-
rechnet werden, solange dagegen von keiner Ge-
meinde, die zur Leistung von laufenden Schulerhal-
tungsbeiträgen verpflichtet ist, Widerspruch erhoben
wird.

§ 48.
Schulerhaltungsbeiträge liir öffenlliche gewerbliche

und kaufmännische Berufsschulen.

(1) Die Gemeinden haben an das Land Beiträge
zur Erhaltung der öffentlichen gewerblichen oder
kaufmännischen Berufsschulen zu leisten. Diese-
Schulerhaltungsbeiträge sind Beiträge zum laufen-
den Sdlulerhaltungsaufwand (laufende Sdlulerhal-
tungsbeiträge) und Beiträge zum Bau- und Einrich-
tungsaufwand (Bau- und Einrichtungsbeiträge). Von
oberösterreichischen Gemeinden sind die SdlUlerhal-
tungsbeiträge im Ausmaß von drei Fünftel der ge-
mäß Abs.2 und 3 zu berechnenden Beträge einzu-
heben.

(2) Für die Leistung der laufenden Schulerhal-
tungsbeiträge gilt § 47 sinngemäß mit folgender
Maßgabe:
L Der laufende Schulerhaltungsaufwand ist im

Sinne des § 47 Abs. 2 nicht für jede Berufsschule
gesondert, sondern je für die gewerblichen Be~
rufsschulen und für die kaufmännischen Berufs-
schulen gemeinsam zu berechnen.

-~
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2. Für die Vervielfachung der Kopfquote (§ 47
Abs. 2) ist die Zahl der Sd).üler maßgeblich, die
in den Gemeinden ihren Betriebsstandort haben.

3. Bei Berufsschulen, die nicht internatsmäßig ge-
führt werden, ist für die Ermittlung der Schüler-
zahl (§ 47 Abs. 2) nicht der 15. Oktober, sondern
der 1. Dezember maßgeblich.

4. Bei Berufsschulen, die internatsmäßig mit meh-
reren Lehrgängen innerhalb eines Jahres geführt
werden, ist für die Ermittlung der Scbülerzahll
(§ 47 Abs. 2) die Gesamtzahi der im vorausge-
gangenen Kalenderjahr zum Schulbesuch ange-
meldeten Schüler maßgeblich. Dauert ein Lehr-
gang über das Jahresende hinaus, so ist die
,Schülerzahl dieses Lehrganges nur einmal, und
zwar für das Jahr, in dem der Lehrgang be-
gonnen hat, zu berücksichtigen.

5. Bei Berufsschulen, die nebeneinander sowohl
internatsmäßigen wie nicbt iJ}ternatsmäßigen Be-
trieb aufweisen, ist die Schülerzahl jeweils nach
Z. 3 und 4 zu ermitteln und zu summieren.

(3) Für die Leistung der Bau- und Einridltungsbei-
träge gilt folgendes:
1. Werden die Bau- und Einrichtungsbeiträge zwi-

schen dem Land und den beteiligten Gebiets-
körperschaften nicht einvernehmlich festgelegt
oder wird gegen die Zahlungsaufforderung des
gesetzlichen Schulerhalters Einspruch erhoben.'
so sind sie von der Landesregierung mit Bescheid
vorzuschreiben. Diese Beiträge sind derart zu be-
rechnen, daß der du.rch allfällige Zuwendungen
oder durch Beiträge gemäß Z. 3 von anderer
Seite nimt gedeckte, vom Land getragene Bau-
und Einrichtungsaufwand für die öffentlichen Be-
rufsschulen jeweils jährlich auf die Gemeinden
nach dem Verhältnis der in den einzelnen Ge-
meinden "(Betriebsstandort) beschäftigten Berufs-
smüler aufgeteilt wird. Die Schülerzahlen sind
sinngemäß nach Abs. 2 Z. 3 bis 5 zu berechnen.

2. Im übrigen gilt § 47 Abs. 3 und 4 sinngemäß.
3. Unbeschadet der Vorschritten gemäß Z. I hat die

Schulsitzgemeinde als Beitrag zum Bau- und Ein-
richtungsaufwand die Grundstücke für die Scb.ul-
liegenschaften bei zustellen.

§ 49.
Gastschulbeilräge.

(1) Gastschulbeiträge sind Beiträge von Gebiets-
körperschaften, die im Sinne der Abs. 2 und 3 an
einer öffentlichen PfLichtsdtule beteiligt sind, ohne
daß ihr Gebiet zum Schulsprengel dieser Pllicht-
schule gehört.

(2) Besuchen Schüler die Schule in einem fremden
Schulsprengel, so hat die Gemeinde, in der der
Schüler seinen Wohnort hat, dem gesetZlichen Schul-
erhalter der gemäß § 43 Abs. I um die Aufnahme
ersuchten Schule eincn Gastschulbcitrag zu leisten.
Die Uberwälzung der Gastschulbeiträge auf die
Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten von
Schülern aus welchem Titel immer ist verboten.

(3) Eine Beteiligung einer Gebietskörperschaft
(Abs. I) ist auch dann gegeben, wenn die betreffende
Gebietskörperschaft ein Schülerheim oder eine ähn-
liche Einrichtung im Gebiet einer anderen Ge~
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, bietskörperschaft unterhält und die Kinder eines
solchen ,Heimes die öffentliche Pfliebtschule ~eM
suchen.

(,) Wird die ·Leistung des Gastsd:mlbeitr~ges nicht·
von den beteiligten GebietskÖrperschaften einver-

. nehmlich geregelt, so ist dieser in der Höhe des lau-
fenden Schulerhaltungsbeitrages zu leisten. Für die
Berechnung und die Vorschreibung des Gastschulbei-
trages gilt § 47 sinngemäß.

§ 50.
Schulerhaltungsbeiträge a~ und von Gebietskörper-

schaften außerhalb Oberösterreichs.

(1) Gebietskörperschaften in Oberösterreichhaben
Schulerhallungsbeiträge oder Umlagen, die in Durch-
führung des § 8 Abs. 2 des Pflichtschulerhaltungs-
Grundsatzgesetzes auf Grund von gesetzlichen Vor-
schriften anderer Bundesländer erhoben. werden,
nach den für den gesetzlichen Schulerhalter gelten-
den gesetzlichen Vorschriften zu entrichten. Solche
Schulerhaltungsbeiträge oder Umlagen für ober-
ästerreiChische Schüler, di~ gewerbliche oder kauf-
männische Berufsschulen außerhalb Oberösterreichs.
besurnen, sind, sofern nach den in Betracht kommen-
den Landesgesetzen hiefür, oberösterreichische Ge-
meinden zur Zahlung verpflichtet sind, vom Land
Oberösterreich zu zahlen, welches die betreffenden
Beiträge auf- die beteiligten Gemeinden umlegen
kann. Auf Grund von gesetzlichen Vorschriften an-
derer Bundesländer erlassene rechtskräftige Be-
scheide, mit denen Gebietskörperschaften in Ober..;'
österreich Schulerhaltungsbeiträge oder Umlagen·
vorgeschrieben werden, sind in Oberösterreich voll-
streckbar.

(,) Gebietskörperschaften außerhalb Oberöster-
reichs haben Schulerhaltungsbeiträge im Sinne der
§§ 47 bis 49 nach den Bestimmungen dieses Gesetzes
zu leisten. Handelt es sich um Beiträge gemäß § 49 .
Abs. 2, so ist bei Schülern gewerblicher oder kauf-
männischer Berufsschulen der Betriebsstandort maß-
gebend. Jedoch sind Beiträge an schD.lerhaltende-Ge-
meinden von den Gemeinden, Beiträge an das Land
Oberösterieich als gesetzlicher Schulerhalter aus-
schließlidl vom betreffenden Bundesland zu leisten.

§ SI.
Aufsichl.

Die Errichtung, Erhaltung und Auflassung der
öffentlichen Ptlichtschulen sowie die in diesem Ge-
setz geregelten Angelegenheiten der Organisation
der öffentlichen Ptlichtschulen unterliegen der Auf-
sicht der Landesregierung. Die Bezirksschulräte und
der Landesschulrat haben hiebei in der Weise mit-
'zuwirken, daß sie Mängel, die sie anläßlich der Aus-
übung ihrer sonstigen Tätigkeit feststellen, dem ge-
setzlichen SchulerhaIter ·zur Behebung bekannt-
geben. Bleibt dieses Bemühen binnen einer angemes-
senen Frist, <;liedem gesetzlichen Schulerhalter be-
kanntzugeben ist, erfolglos, so ist dies der Landes-
regierung anzuzeigen. In Ausübung des Aufsichts-

. rechtes kann die Landesregierung - nach Anhören
des Bezirksschulrates, bei gewerblichen undkaufmän-
nischen Berufsschulen des Landesschulrates - alle
geeigneten Maßnahmen ergreifen, zu denen sie auf

, \
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Grund der Bestimmungen der Gemeinde'ordnung'
(des Statuts) als Aufsichtsbehörde befugt ist. Sie
kann auch die Gewährung eines Landesbeitrages
zur Schulerhaltung (zum .Schulbau) durch Bescheid
widerrufen.

VI. HAUPTSTUCK.

Ba u- und Ein r ich tun 9 s vor s ehr i f t e n;
V e r'w end u n g der S c h u 111 e g e n-

schaften.

§ 52,
Einrichtung.

(1) In jeder öffentlichen Pllichtschule ist eine der
Anzahl der Klassen und dem Lehrplan entspre-
chende Zahl von Unterrichts- und Nebenräumen ein-
zurichten.

(2) Jede Schule hat bezüglich ihrer Lage, ihrer bau~\
lichen Gestaltung und ihrer Einricbtung den Grund-
sätzen der Pädagogik und der Schulhygiene und den
Erfordernissen der SicherheÜ zu entsprechen und
jene Lehrmittel aufzuweisen', die für die lehrplan-
mäßige Durchführung des Unterrichts notwendig
sind.

(,) Soweit dies tür die lehrplanmäßige Durchfüh-
rung des Unterrichts notwendig ist, sind die Volks-,
Hau'pt~ und Sonderschulen, die polytechnisch,en
Lehrgänge und äie lehrgangsmäßigen Berufsschulen'
mit einem Turn- und Spielplatz und womöglich
mit einem Turnsaal (Turnraum), fe~ner mit einer
Schulküche, einer Schulwerkstätte und einem Schul-
garten, die polyte_chnischenLehrgänge sowie die ge-
werbliche'n und kaufmännischen Berufsschulen mit
den für den praktischen Unterricht erforderlidlen
Lehrwerkstätten und Unterrichtsräumen auszu-
statten.

(,) In den Volks-, Haupt-, Sonderschulen und poly-
technisch€m Lehrgängen sowie' gewerblichen und
kaufmännisd1eI,1 Berufsschulen ist in allen Klassen-
räumen vom gesetzlid1en Schulerhalter ein Kreuz
anzubringen.

(5) Als staatliche Symbole sind in jedem Klassen~
raum. das Bundeswappen und in jeder Schule das
Landeswappen, ein Bild des Bundespräsidenten so-
wie ein Bild des Landeshauptmannes anzubringen.

§ 53.
Wohnungen.

(1) Für den Schulleiter, die Lehrer und die Schul-
warte öffentlicher Ptlichtschulen sind vom gesetz-
lichen Schulerhalter nach Möglichkeit und Notwen-
digkeit Wohnungen zur Verfügung. zu stellen;

(2) Die Wohnungen können inner~ oder außerhalb
des Schulgebäudes vorgesehen werden. Sind Woh-
nungen innerhalb des Schulgebäudes vorgesehen,
so sind' die Eingänge für Schule und Wohnungen
jedenfalls zu ~rennen.

§ 54.
Schulbau- und -einrichtungsverordnung.

(t) Das Nähere über den Bau und die Einrichtung
der öffentlichen Pflichtschulen sowie bezüglich der

' ..~~.
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sonst nach diesem Hauptstück zu treffenden Maß-
nahmen hat die Landesregierung nach Anhören des
Landesschulrates auf Grund der §§ 52 und 53 durch
Verordnung zu regeln (Schulbau- und -einrichtungs-
verordnung) .

(2) In der Verordnung gemäß Abs. 1 sind insbeson-
dere zu regeln:
a) Lage und Ausmaß des Schulbauplatzes,
b) bauliche und räumliche Gestaltung der Schul-

liegenschaften ;
c) allgemeine Bestimmungen über Raumerforder-

nisse der Schulen;
d) Einrichtung und Ausstattung der einzelnen

Räume;
e) Beleuchtung, Beheizung, Lüftung und Wasserver-

sorgung;
f) sanitäre Anlagen;
g) Feuer- und Blitzschutz; hiebei ist v.orzusehen,

daß jedes Schulgebäude mit einer nach den Er-
fahrungen der technischen Wissenschaften ein-
wandfreien Blitzsdmtzanlage zu versehen ist.

§ 55.
Raumerfordernis; Bauplanbewilliguny; Verwen-

dungsbewilligung.

(1) Jedem Bauplan (Abs. 2) ist ein von der Landes-
regierung durch Bescheid festzusetzendes Raum-
erfordernis zu Grunde zu legen. Vor Erlassung des
Bescheides sind der gesetzliche Schulerhalter und
der Landesschulrat zu hören,

(2) Der ,Bauplan deT Herstel'lung sowie jeder bau-
lichen Umgestaltung eines Schulgebäudes oder einer
sonstigen Schulliegenschaft bedarf - unbeschadet
der baurechthchen Vorschriften - der BewiUigung
der Landesregierung' (Bauplanbewilligung) . Im Be-
wiHigungsverfahren ist der Landesschulrat zu hören.
Im Bewilligungsverfahren hat - soweit erforderlich
- einegurch Augenschein vorzunehmende kommis·
sionelle DbeTprüfung stattzufinden, der jedenfalls
ein Beamter des Schulaufs'ichtsd'ienstes des Bundes,
ein Amts- oder Schularzt und ein Beamter des
höheren Baudienstes angehören.

(3) Gebäude, einzelne Räume oder sonstige liegen-
schaften oder Liegenschaft,steile dürfen für Schul-
zwecke - unbeschadet deI' baurechtIichen Vor~
schriften - nur mit BewHliguug de'r Landesreg'ierung
in Verwendung genommen werden (Verwendungs-
bewilligung). Im Bewilligungsverf1ahren ist der Lan-
desschulrat zu hören. Im BewilHgungsverfahren hat
eine durch Aug1enschein vorzunehmende kommis-
sionelle Dberprüfung stattzufinden, der jedenfalls ein
Beamter des Schulaufsichtsdiefilstes des Bundes, ein
Amts- oder Schularzt und ein Be-amter des höheren
Baudienstes ,angehören,

(4) Die BewiHigung gemäß Abs. 2 -ist zu erteilen,
wenn der Bauplan dem Raume-rfordernis und den
Bau- und EinrichtungsvorschTif-ten entspridIt sowie
sonstigen öffentHchen Interessen nicht zuwiderläuft.

, Die Bewilligung- gemäß Abs, 3 ist zu erteilen, wenn
gegen die Verwendung der Schulliegenschaften nach
diesem Gesetz ke,ine Bedenken bestehen.
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§ 56.
Widmung lür Schulzwecke.

(!) Mit der Verwendungsbewilligung gemäß § 55
Abs. 3 sind die SchuUiegensmaften ausschHeßHeh
Sdmlzwecken -gewidmet und dürfen, sowe·it sich aus
den folgenden Absätzen' nichts anderes ergibt, für
andere Zwecke nicht verwendet werden.

(2) Ist der gesetzliche SehulerhaIter das 'Land, so
dürfen die Schuilzwecken gewidmeten SchuHiegen-
schatten nur mit Bewilligung der Landesreg·ierung
nach Anhören des Landesschulrates einer, wenn auch
nur vorüber-gehenden Mitve'Iwendung für andere
Zwecke zugeführt werden. Ist der gesetzliche Schul-
erhalter die Gemeinde, so bedarf diese Mitverwen-
dung ,der Bewilligung, der Bez-irks'Verwaltung'sbe-
hörde nach Anhören de,s Bezirksschulrates. In Kata-
strophenfällen bedarf ··esdlErBewilligung nicht. Die
Bewilligung darf nur dann erteilt werden, wenn
öffentliche, insbesondere schulische Interessen nicht
beeinträchtigt werden.

(a) Die 'Lan-desregierung kann nach Anhören- des
Landesschulrat'e's die Mitverwen!dung von Schul-
lieg'efilsc'naften,inshesonde're für Zweck€!der Volks-
bildung oder der körperEchen Ertücht'igung, gene-rell
durch Verordnung bewilligen, soweit öffentliche,
insbesondere schulische Interessen nicht beinträch-
tigt werden.

(4) Ist der ge·setzHehe Sehulerh'aIter das 'Land, so
kann die 'Landesregierung nach Aruhörendes Landes-
schulrates die Widmung von ISchulliegenschaften auf·
heben, wenn dielse·für Schulzwecke nicht mehr be-
nötigt werden oder hiefür ungeeignet sind. Ist der
gesetzliche Schul'erhalter die Gerne'inde, so darf die
Widmung von Schulliegenschaften für Schulzwecke
nur mit 'ßewi'lligung de'r Bezirks'Verwaltung'sbehörde
nach Anhören des Landes'schulrates aufgehobe:ri
werden. Die Bewilligung- ist zu erteilen, wenn die
SchulHegenschaft für Schulzwecke nicht mehr be-
nötigt wird oder hiefür ungee·i-guet ist. In diesem
Fall kann die Widmung auch von Amts wegen auf-
gehoben werden.

VII. HAUPTSTUCK.

Ubergangs- und Schluß-
bestimmungen.

§ 57.
Konzentration des Verfahrens.

Die zur Erteilung von Bewilligun-gen nach diesem
Gesetz und die allenfalls nach and.eren Gesetzen er~
forderlichen Amtshandlungen, insbesondere jene
der Baubehörden, sind tunlichst gleichzeitig durch-
zuführen.

§ .'i8.

Ubergangsbestimmungen.

(1) Für die ZeH vom 1. Jänner 1965 bis zum
31. August 1968 tritt in den §§ 8 und 12, im § 20
Abs. 1 und im § 24 an die Stelle der Klassenschüler-
höchstzahl "sechsunddreiß'i9." die K"lassenschüler-
höchshahJ. 11 vierzig" .

rl

l
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(2) Die Auflassungsbewilligung (§ 35 Abs, I) für
öffentHche Volks- und Hauptschulen muß' dann nimt
erteilt we,pden, wenn die Schülerzahl der vor Inkraft-
tret'en dieses Ge1setz,es'errichteten Volks- und Haupt-
schulen der in diesem Gesetz als' Vor,aussetzung für
d.ie'Errichtungr,soilch,erSchulen festgesetzten erhöhten
Schü!ernabl nichtentsprkht.

(3) Wo in diese1!l Gesetz Schulerhaltungsbeiträge
nach der Schülerzahl des Vorjahres zu berechnen
sind, ist bei neuerricht-eten Schulen im ersten Jahr
die Schülerzahl schätzungsweise fe!stzusetzen. Der
Unterschied zur BeTechnung nach der tatsächlichen
Schülerzahl ist im nächsten J,aihr auszugle'ichen.

(4) SchuHschen Zwecken gewidmet ,im Sinne des
§ 56 Abs, 1 sind auch jene Schulliegenscbaften, die
vor 'dem W'irksamwerden des O. Ö. Pflichcschul-
erhaltungsgesetzes, LGB!. Nr. 10/1959, in Verwen-
dung -genommen wurden, soweit nicht eine andere
Zweckwidmung red1tswirksam ist.

§ 59,
SdJlußbeslimmungen.

(1) Dieses Gesetz tritt - mit Ausnahme der Be-
st'immungen über die polytechnischen Lehrgäng'e -
mit dem Ablauf des TageS' seiner Kundmachung im
L'andesgesetzblatt.-für Obe:rösterreü:h in Kflaft.

(2) Die Bestimmungen über die polytechnischen
Lehrgänge treten am 1.' September 1966 in Kraft.

(3) Mit dem im Acbs, 1 festgesetzten Zeitpunkt
tritt das 0, Ö, Pflichtschulerhaltungsgesetz,
LGB!. Nr. 10/1959, in der Fa6sung der Kundmachung
LGB!. Nr. 3/1961 außer Kraft.
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